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1811/2019
Zweites Gesetz  

zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes 
(2. Teilhabestärkungsgesetz)

Vom 11. Dezember 2019
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des  

Neunten Buches Sozialgesetzbuch1)

Das Gesetz zur Ausführung des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch vom 22. März 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 94) wird wie folgt geändert:

1.	§ 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2 
Arbeitsgemeinschaft zur Förderung und  

Weiterentwicklung der Strukturen  
der Eingliederungshilfe

(1) Die Arbeitsgemeinschaft zur Förderung und 
Weiterentwicklung der Strukturen der Eingliede-
rungshilfe nach § 94 Absatz 4 SGB IX setzt sich 
zusammen aus Vertreterinnen und Vertretern

1.	der Träger der Eingliederungshilfe nach § 1,

2.	der Leistungserbringer und

3.	der Menschen mit Behinderungen.

Jede der in Satz 1 genannten Gruppen kann Ver-
treterinnen und Vertreter benennen und jeweils 
bis zu sechs Vertreterinnen und Vertreter in die 
Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft entsenden. 
Die Träger der Eingliederungshilfe nach § 1 Ab-
satz 1 können ihre jeweiligen kommunalen Spit-
zenverbände auf Landesebene bevollmächtigen, 
für sie bis zu vier Vertreterinnen und Vertreter in 
die Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft zu ent-
senden. Die Benennung aller Vertreterinnen und 
Vertreter erfolgt gegenüber dem Ministerium. Das 
Ministerium kann bis zu zwei Vertreterinnen und 
Vertreter benennen.

(2) Die Mitglieder führen ihr Amt als Ehrenamt aus. 
Sie erhalten, wenn sie nicht im öffentlichen Dienst 
stehen und diese Tätigkeit nicht im Rahmen ihres 
Hauptamtes wahrnehmen, Fahrkostenerstattung 
in entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Bundesreisekostengesetzes. Darüber hinaus 
werden Entschädigungen oder Vergütungen nicht 
gezahlt. Davon unberührt bleiben Regelungen der 
Organisationen über die Gewährung von Ersatz 
von Reisekosten oder sonstigen Auslagen für die 
von ihnen bestellten Mitglieder.

(3) Die Arbeitsgemeinschaft gibt sich eine Ge-
schäftsordnung, die der Genehmigung des Mi-
nisteriums bedarf.

(4) Die Arbeitsgemeinschaft ist bei Beratungen 
und Beschlüssen des Steuerungskreises frühzei-
tig zu beteiligen. Zu diesem Zweck sind der Ar-

beitsgemeinschaft die Beschlussunterlagen zur 
Stellungnahme zwei Monate vor der Sitzung des 
Steuerungskreises zuzuleiten. Die Anregungen 
und Bedenken der Arbeitsgemeinschaft sind vor 
Beschlussfassung zu prüfen und zu beraten. Die 
Arbeitsgemeinschaft kann Initiativen an den Steu-
erungskreis richten.“

2.	Nach § 6 werden folgende §§ 7 und 8 angefügt:

„§ 7 
Finanzierung von Personal- und Sachkosten  

der Kreise und kreisfreien Städte als Träger der 
Eingliederungshilfe

(1) Zur pauschalen Finanzierung von Sach- und 
Personalkosten werden den Kreisen und kreis-
freien Städten als Träger der Eingliederungshilfe 
jährlich zur Abstimmung und Koordinierung der 
Angelegenheiten nach Teil 2 Kapitel 8 SGB IX 
3,5 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Die Mittel 
werden auf Vorschlag der Träger verteilt. Kommt 
ein Vorschlag bis 30. September eines Jahres 
nicht zustande, werden die Mittel nach der Zahl 
der Leistungserbringer, mit denen Vereinbarungen 
nach § 125 SGB IX bestehen, verteilt.

(2) Zur Finanzierung von Sach- und Personalkos-
ten für Maßnahmen zur strukturellen Verbesse-
rung der Gesamtplanung in der Eingliederungs-
hilfe stellt das Land den Kreisen und kreisfreien 
Städten als Träger der Eingliederungshilfe jährlich 
9,0 Mio. Euro zur Verfügung. Zweck der Finanzie-
rung ist insbesondere die an der Internationalen 
Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung 
und Gesundheit orientierte Weiterentwicklung des 
Bedarfsermittlungsinstruments und die einheit-
liche Umsetzung der gesetzlichen Kriterien des 
Gesamtplanverfahrens.

(3) Zur Anpassung der Verfahren zur Koordinierung 
von Rehabilitationsleistungen nach Teil 1 Kapitel 4 
SGB IX, der Gesamtplanung an die Anforderungen 
nach Teil 2 Kapitel 7 SGB IX und zur Anpassung 
und Koordinierung der Vereinbarungen mit den 
Leistungserbringern nach Teil 2 Kapitel 8 SGB IX 
stellt das Land den Kreisen und kreisfreien Städten 
7,5 Mio. Euro im Jahr 2020 zur Verfügung.

(4) Näheres zu Voraussetzungen und Umfang der 
Finanzierung nach Absatz 2 und 3, die indikato-
rengestützt, insbesondere nach qualitativen Kri-
terien, vorzunehmen ist, regelt das Ministerium 
unter Beteiligung des Finanzministeriums.

§ 8 
Finanzierung der Eingliederungshilfe

Einzelheiten zur Finanzierung der Kreise und kreis-
freien Städte für die Eingliederungshilfe werden 
durch Haushaltsgesetz festgelegt.“

1)	 Ändert Ges. vom 22. März 2018, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 867-2 
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Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung des  

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch2) 

Das Gesetz zur Ausführung des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch vom 31. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 90), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 22. März 2018 (GVOBl. Schl.-H. 94), wird wie 
folgt geändert:

1.	 In § 1 Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „Ar-
tikel 9 des Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl I 
S.1133)“ durch die Worte „Artikel 6 des Gesetzes 
vom 18. April 2019 (BGBl. I S. 473)“ ersetzt.

2.	 In § 2 Absatz 1 werden die Worte „die Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen,“ gestrichen.

3.	§ 4 Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen.

4.	§ 5 wird gestrichen.

5.	Die bisherigen §§ 6 bis 8 werden die §§ 5 bis 7.

6.	§ 9 wird § 8 und der Absatz 4 wird gestrichen.

7.	§ 10 wird gestrichen.

8.	§ 11 wird § 9 und Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt 
geändert:

a)	 Das Wort „Februar,“ wird gestrichen.

b)	 Nach dem Wort „November“ werden die Worte 
„und 20. Februar“ eingefügt.

9.	§ 12 wird § 10 und Absatz 1 Satz 2 wird wie 
folgt geändert:

a)	 In Nummer 2 wird die Angabe „33.“ durch die 
Angabe „40.“ ersetzt.

b)	 In Nummer 3 wird die Angabe „8.“ durch die 
Angabe „14.“ ersetzt.

10	.	Nach § 10 wird folgender § 11 eingefügt:

„§ 11  
Erstattung nach § 136a SGB XII

Die örtlichen Träger der Sozialhilfe teilen dem 
Ministerium die Zahl der Leistungsberechtigten 
nach dem Vierten Kapitel SGB XII, die zugleich 
Leistungen in einer stationären Einrichtung erhal-
ten, je Kalendermonat mit, sofern diese in einem 
Kalendermonat für mindestens 15 Kalendertage 
einen Barbetrag erhalten haben. Die Meldungen 
nach Satz 1 erfolgen

1.	bis zum Ablauf der 33. Kalenderwoche des 
Jahres 2020 für den Meldezeitraum Januar 
bis Juni 2020,

2.	ab dem Jahr 2021 jährlich bis zum Ablauf der 
33. Kalenderwoche für den Meldezeitraum 
von Juli des jeweiligen Vorjahres bis Juni des 
jeweils laufenden Jahres.“

11.		Die §§ 13 bis 15 werden die §§ 12 bis 14.

12.		§ 16 wird § 15 und wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 wird gestrichen.

b)	 Die bisherigen Absätze 3, 4 und 5 werden 
Absätze 2, 3 und 4.

13.		Die §§ 17 und 18 werden die §§ 16 und 17.

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am 1. Januar 2020 in Kraft.

(2) Artikel 2 Nummer 8 tritt am Tag nach seiner 
Verkündung in Kraft.

(3) § 10 des Gesetzes zur Ausführung des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 31. März 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 90), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 dieses Gesetzes, tritt am 31. Dezember 2020 
außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. Dezember 2019

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 D r.  H e i n e r  G a r g
	 Ministerpräsident	 Minister
		  für Soziales, Gesundheit, Jugend, 
		  Familie und Senioren

1)	 Ändert Ges. vom 31. März 2015, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 867-15

1813/2019
Gesetz  

über die Errichtung eines Sondervermögens zur Förderung des Einsatzes von Künstlicher Intelli-
genz Schleswig-Holstein (SoVerm KI SH ErG) und zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2019

Vom 11. Dezember 2019
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz  

über die Errichtung eines Sondervermögens zur 
Förderung des Einsatzes von Künstlicher Intelli-
genz Schleswig-Holstein (SoVerm KI SH ErG)

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 206-4

§ 1 
Errichtung des Sondervermögens

Das Land Schleswig-Holstein errichtet unter dem 
Namen „Sondervermögen zur Förderung des Einsat-
zes von Künstlicher Intelligenz Schleswig-Holstein 
(Sondervermögen KI SH)“ ein zweckgebundenes 
Sondervermögen.
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§ 2 
Zweck des Sondervermögens

(1) Das Sondervermögen dient ergänzend zu den 
im Haushalt bereitgestellten Mitteln der Umsetzung 
des Handlungsrahmens „Künstliche Intelligenz in 
Schleswig-Holstein – Strategische Ziele und Hand-
lungsfelder“ in seiner jeweils geltenden Fassung.

(2) Das Sondervermögen hat insbesondere die Auf-
gabe Maßnahmen zur Förderung des Einsatzes von 
Künstlicher Intelligenz in Schleswig-Holstein zu finan-
zieren. Leitend sind dabei die folgenden Zielstellungen:

1.	Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von kleinen 
und mittleren Unternehmen durch Unterstützung 
beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz; 

2.	Förderung des Wissens über Künstliche Intelligenz 
und damit der Akzeptanz in der Bevölkerung;

3.	Schaffung infrastruktureller Voraussetzungen für 
die Verfügbarkeit von geschützten Datenplattfor-
men zu Übungs- und Forschungszwecken;

4.	 in ausgewählten Forschungsgebieten der Künst-
lichen Intelligenz und bei der Verknüpfung von 
Künstlicher Intelligenz mit Lernen, Digital Lear-
ning und Mensch-Maschine-Interaktionen sollen 
schleswig-holsteinische Hochschulen weltweit 
sichtbar sein und diese Kompetenz gemeinsam 
mit Unternehmen in Wertschöpfung übersetzen; 

5.	Schleswig-Holstein soll als Standort für Fachkräfte 
und Unternehmensgründungen, insbesondere für 
Künstliche Intelligenz noch attraktiver werden;

6.	 für eine noch effizientere und bürgerfreundlichere 
Verwaltung soll die Landesverwaltung bundesweit 
Pionier beim Einsatz von Künstlicher Intelligenz 
und der besseren Nutzung von Daten werden;

7.	Klimaschutz und Energiewende als zentrale He-
rausforderungen der nächsten Jahre sollen mit 
dem Einsatz von Künstlicher Intelligenz effektiv 
und zügig zur nachhaltigen Entwicklung Schles-
wig-Holsteins beitragen. 

§ 3 
Stellung im Rechtsverkehr

Das Sondervermögen ist nicht rechtsfähig. Es ist 
vom übrigen Vermögen des Landes, seinen Rechten 
und Verbindlichkeiten getrennt zu halten.

§ 4 
Verwaltung

(1) Das Sondervermögen wird durch die Investitions-
bank Schleswig-Holstein nach Maßgabe gesonderter 
Vereinbarung gemäß § 6 Absatz 3 in Verbindung 
mit § 8 Absatz 1 des Investitionsbankgesetzes vom 
7. Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 206), geändert 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789), Ressortbezeichnung 
zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 16. Januar 
2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 30), im Auftrag der Minis-
terpräsidentin oder des Ministerpräsidenten verwaltet.

(2) Der Ministerpräsident oder die Ministerpräsidentin 
erstellt durch die Staatskanzlei in Abstimmung mit 
den Ressorts für jedes Haushaltsjahr eine Prioritä-
tenliste. Diese ist Grundlage für den von dem Minis-
terpräsidenten oder der Ministerpräsidentin durch 
die Staatskanzlei für das Sondervermögen erstellten 
Haushaltsplan, in dem die voraussichtlichen Einnah-
men, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
des Sondervermögens darzustellen sind. 
(3) Am Schluss eines jeden Haushaltsjahres erstellt 
die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident 
durch die Staatskanzlei eine Jahresrechnung für das 
Sondervermögen, in der der Bestand des Sonderver-
mögens sowie die Einnahmen und Ausgaben nach-
zuweisen sind. Die Jahresrechnung wird als Anhang 
der Haushaltsrechnung des Landes beigefügt.

§ 5 
Finanzierung 

Dem Sondervermögen werden Mittel nach Maßgabe 
des Haushaltsgesetzes zugeführt. Erträge aus einer 
verzinslichen Anlage der Mittel des Sondervermö-
gens fließen diesem zu. Sie können zur Deckung 
der Kosten der Investitionsbank Schleswig-Holstein 
nach Maßgabe des Aufgabenübertragungsvertrags 
eingesetzt werden. Eine Kreditaufnahme durch das 
Sondervermögen ist nicht zulässig. 

§ 6 
Haftung

Für die Verbindlichkeiten des Sondervermögens haf-
tet nur dieses. Das Sondervermögen haftet nicht für 
die sonstigen Verbindlichkeiten des Landes Schles-
wig-Holstein.

§ 7 
Auflösung

Das Sondervermögen gilt als aufgelöst, wenn die 
vorhandenen Mittel vollständig ausgezahlt wurden 
und die Zwecke des Sondervermögens erreicht sind. 
Sollten zum Zeitpunkt der Feststellung, dass die 
Zwecke des Sondervermögens erreicht sind, noch 
nicht alle Mittel des Sondervermögens ausgezahlt 
sein, werden diese dem Landeshaushalt zugeführt.

Artikel 2 
Änderung des Haushaltsgesetzes 2019*)

Das Haushaltsgesetz 2019 vom 12. Dezember 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 866) wird wie folgt geändert:
1.	 In § 8 wird Absatz 13 wie folgt neu gefasst:

„(13) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
mit Einwilligung des Finanzausschusses den Son-
dervermögen „InfrastrukturModernisierungsPro-
gramm für unser Land Schleswig-Holstein (IMPULS 
2030)“ bei Titel 1611 - 634 03, „Versorgungs-
fonds des Landes Schleswig-Holstein“ bei Titel 
1105 - 634 01, „Sondervermögen zur Förderung 
von Mobilität und Innovation des Schienenperso-
nennahverkehrs im Land Schleswig-Holstein (Son-

*)	 Ändert Haushaltsgesetz 2019 vom 12. Dezember 2018
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dervermögen MOIN.SH)“ bei Titel 1111 - 634 01, 
„Sondervermögen zur Umsetzung der Breitband-
strategie des Landes Schleswig-Holstein“ bei Titel 
0613 - 884 02 MG 08 sowie „Sondervermögen 
zur Förderung des Einsatzes von Künstlicher In-
telligenz in Schleswig-Holstein“ insgesamt Mittel 
bis zur Höhe eines positiven strukturellen Saldos 
(Überschuss) zuzuführen, soweit der Finanzie-
rungssaldo unter Bereinigung um die Inanspruch-
nahmen des Landes durch die hsh finanzfonds 
AöR nicht negativ wird. Zur Berechnung der Über-
schüsse werden die Vorgaben aus § 4 Absatz 2 
des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 61 der 
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein vom 
29. März 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 427), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 500), zugrunde gelegt. Im 
Zusammenhang mit der Mittelzuführung an das 
„Sondervermögen zur Förderung des Einsatzes 
von Künstlicher Intelligenz in Schleswig-Holstein“ 
wird das Finanzministerium ermächtigt, erforder-
liche Titel einschließlich Haushaltsvermerke ein-
zurichten. Der Deckungsnachweis erfolgt mit der 
Haushaltsrechnung. Der Finanzausschuss trifft 

seine Entscheidung zum Vorschlag des Finanz-
ministeriums über die Zuführungen aus dem Über-
schuss entsprechend den Zwecken aus Satz 1 
unverzüglich nach Feststellung des Überschusses 
in einem vorläufigen Haushaltsabschluss.“

2.	 In § 28 des Haushaltsgesetzes 2019 vom 12. De- 
zember 2018 (GVOBl.  Schl.-H. S. 866) wird die 
geltende Regelung zum Absatz 1. Es wird folgen-
der Absatz 2 angefügt:

„(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag der Ministerpräsidentin oder des Minister-
präsidenten für Zwecke des „Sondervermögens 
zur Förderung des Einsatzes von Künstlicher Intel-
ligenz in Schleswig-Holstein“ in zusätzliche Aus-
gaben bis zu einem Betrag von 4.500.000,00 € 
einzuwilligen, wenn und soweit die Finanzierung 
gedeckt ist. Das Finanzministerium darf die hier-
für erforderlichen Titel einschließlich Haushalts-
vermerke einrichten.“

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. Dezember 2019

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 M o n i k a  H e i n o l d
	 Ministerpräsident	 Finanzministerin

1812/2019
Gesetz 

zur Stärkung der Qualität in der Kindertagesbetreuung und zur finanziellen Entlastung 
von Familien und Kommunen (KiTa-Reform-Gesetz)

Vom 12. Dezember 2019
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1	 Gesetz zur Förderung von Kindern in Kin-
dertageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege (Kindertagesförderungsgesetz 
– KiTaG)

Artikel 2	 Änderung des Kindertagesstättengesetzes

Artikel 3	 Änderung des Jugendförderungsgesetzes

Artikel 4	 Änderung des Gesetzes über die Errich-
tung allgemeiner unterer Landesbehörden 
in Schleswig-Holstein

Artikel 5	 Änderung des Kommunalprüfungsgesetzes

Artikel 6 	Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Artikel 7 	Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Artikel 1 
Gesetz  

zur Förderung von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

(Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG)
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 850-1

Inhaltsübersicht 

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

	§	 1	 Zweck des Gesetzes und Begriffsbestimmungen

	§	 2	 Aufgaben und Ziele der Kindertagesförderung

	§	 3	� Kita-Datenbank, Datenverarbeitung, Verord-
nungsermächtigung

	§	 4	� Kreiselternvertretungen und Landeselternver-
tretung

Teil 2 
Ansprüche auf Kindertagesförderung und Ermäßi-
gung von Elternbeiträgen 

	§	 5	 Anspruch auf Kindertagesförderung

	§	 6	 Information, Beratung, Vermittlung von Plätzen

	§	 7	� Anspruch auf Geschwisterermäßigung und so-
ziale Ermäßigung von Elternbeiträgen

Teil 3 
Bedarfsplanung und Trägerauswahl

	§	 8	 Planung und Gewährleistung
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	§	 9	 Bestandserfassung und Bedarfsermittlung

	§	10	 Bedarfsplan

	§	11	 Inhaltliche Vorgaben für die Bedarfsplanung

	§	12	 Förderfähige Einrichtungsträger

	§	13	 Auswahl der zu fördernden Einrichtungsträger

	§	14	 Optionsklausel

Teil 4 
Fördervoraussetzungen für Kindertageseinrichtungen

	§	15	� Anspruch des Einrichtungsträgers auf Förde-
rung der Standardqualität

	§	16	 Ergänzende Förderung

	§	17	 Geförderte Gruppen

	§	18	� Aufnahme von Kindern und Beendigung des 
Betreuungsverhältnisses

	§	19	 Pädagogische Qualität

	§	20	� Qualitätsmanagement und pädagogische Fach-
beratung

	§	21	� Übergang in die Schule und Förderung schul-
pflichtiger Kinder

	§	22	 Schließzeiten

	§	23	 Räumliche Anforderungen

	§	24	 Aus-, Fort- und Weiterbildung

	§	25	 Gruppengröße

	§	26	 Betreuungsschlüssel

	§	27	 Offene Arbeit und Randzeitengruppen

	§	28	 Personalqualifikation

	§	29	 Verfügungszeiten und Leitungsfreistellung

	§	30	 Verpflegung

	§	31	 Elternbeiträge

	§	32	 Elternvertretung und Beirat

	§	33	 Nutzung der Kita-Datenbank

	§	34	 Förderung in einem anderen Bundesland

	§	35	� Prüfung der Fördervoraussetzungen, Rückfor-
derung von Fördermitteln

Teil 5 
Fördersätze für Kindertageseinrichtungen nach 
dem Standardqualitätskostenmodell

	§	36	� Gruppenfördersatz und Fördersatz pro Kind, 
Verordnungsermächtigung

	§	37	 Personalkostenanteil

	§	38	 Sachkostenanteil

	§	39	 Leitungszuschlag

	§	40	 Abzüge

	§	41	 Fördersatz pro Kind

	§	42	 Ausgleich für Platzzahlreduzierungen

Teil 6 
Kindertagespflege

	§	43	 Abgrenzung zur Kindertageseinrichtung

	§	44	 Gewährung einer laufenden Geldleistung

	§	45	 Höhe der laufenden Geldleistung

	§	46	 Mindesthöhen für den Anerkennungsbetrag

	§	47	 Mindesthöhen für die Sachaufwandpauschale

	§	48	� Betreuungsmöglichkeit für Ausfallzeiten der 
Kindertagespflegeperson

	§	49	� Fortbildung und Förderung von Zusammen-
schlüssen

	§	50	 Kostenbeteiligung

Teil 7 
Finanzierungsbeiträge des Landes und der  
Wohngemeinden und Anpassungsverfahren

	§	51	 Finanzierungsbeitrag der Wohngemeinde	

	§	52	 Finanzierungsbeitrag des Landes

	§	53	 Pauschalsatz pro Kind

	§	54	� Verordnungsermächtigung zur Feststellung der 
Finanzierungsbeiträge

	§	55	 Anpassung

	§	56	 Fachgremium

Teil 8 
Übergangsvorschriften und Evaluation

	§	57	 Übergangsvorschriften

	§	58	 Evaluation, Verordnungsermächtigung

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Zweck des Gesetzes und Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz regelt die Gewährung von Leistun-
gen und die Erfüllung anderer Aufgaben nach dem 
Dritten Teil des Zweiten Kapitels des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – (SGB 
VIII), die Jugendhilfeplanung für Kindertageseinrich-
tungen und Kindertagespflege, die Finanzierung von 
Kindertageseinrichtungen sowie die Mitwirkung und 
Kostenbeteiligung der Eltern. 

(2) Örtlicher Träger im Sinne dieses Gesetzes ist der 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Große 
kreisangehörige Städte, die zum örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe bestimmt wurden, sind 
keine kreisangehörigen Gemeinden im Sinne dieses 
Gesetzes. Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die 
Personensorgeberechtigten. Kindergartenjahr im 
Sinne dieses Gesetzes ist der Zeitraum vom 1. Au-
gust bis zum 31. Juli. Monatlicher Stichtag ist der 
16. Tag des Monats.
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§ 2 
Aufgaben und Ziele der Kindertagesförderung

Die Förderung in Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege (Kindertagesförderung) erfüllt einen 
eigenständigen alters- und entwicklungsspezifischen 
Bildungs- und Erziehungsauftrag. Sie soll die Ent-
wicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, die 
Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen 
und ergänzen und den Eltern dabei helfen, Erwerbs-
tätigkeit und Kindererziehung besser miteinander 
vereinbaren zu können.

§ 3 
Kita-Datenbank, Datenverarbeitung, 

Verordnungsermächtigung

(1) Das für die Kindertageseinrichtungen und die Kin-
dertagespflege zuständige Ministerium (Ministerium) 
stellt eine für alle Nutzerinnen und Nutzer unentgeltli-
che Datenbank bereit, die aus einem Onlineportal und 
einem Verwaltungssystem besteht (Kita-Datenbank). 
Das Onlineportal informiert die Eltern über das Platz-
angebot und die pädagogische Konzeption und er-
möglicht beiderseits unverbindliche Voranmeldungen 
bei den Kindertageseinrichtungen und zur Vermittlung 
in Kindertagespflegestellen. Das Verwaltungssystem 
hält ein elektronisches Datenverarbeitungsprogramm 
vor, um die örtlichen Träger, die kreisangehörigen Ge-
meinden, die Einrichtungsträger, die Kindertagespfle-
gepersonen, Anstellungsträger von Kindertagespfle-
gepersonen und Vermittlungsstellen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen. 

(2) Die nach diesem Gesetz geförderten Kindertages-
einrichtungen und ihre Träger werden in das Online-
portal aufgenommen. Kindertagespflegepersonen, die 
über eine Kindertagespflegeerlaubnis oder Eignungs-
feststellung verfügen, Anstellungsträger dieser Kin-
dertagespflegepersonen und Vermittlungsstellen wer-
den auf Wunsch in das Onlineportal aufgenommen.

(3) Bei Vornahme einer unverbindlichen Voranmel-
dung über das Onlineportal haben die Eltern folgende 
Daten anzugeben, die an die jeweilige Kindertages-
einrichtung unmittelbar oder für Kindertagespflege-
stellen im Falle einer Vermittlung durch den örtlichen 
Träger übermittelt werden:

1.	den Namen, den Vornamen und die Anschrift des 
Kindes,

2.	das Geburtsdatum des Kindes,

3.	das Geschlecht des Kindes,

4.	die Namen, die Vornamen und die Anschriften 
der Eltern,

5.	die gewünschte Betreuungszeit,

6.	den gewünschten Aufnahmetermin sowie

7.	eine E-Mail-Adresse und eine Telefonnummer, un-
ter denen die Eltern erreichbar sind.

Die Eltern können freiwillig weitere Daten angeben.

(4) Der Einrichtungsträger übermittelt dem örtlichen 
Träger über das Verwaltungssystem 

1.	die Daten nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 aller 
geförderten Kinder,

2.	den von den einzelnen Kindern in Anspruch ge-
nommenen zeitlichen Förderungsumfang und

3.	die von den einzelnen Kindern besuchte Gruppe 
oder die besuchten Gruppen.

Die Kindertagespflegeperson oder deren Anstellungs-
träger übermittelt dem örtlichen Träger die Daten 
des Kindes nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 sowie 
den jeweiligen in Anspruch genommenen zeitlichen 
Förderungsumfang. Als zeitlicher Förderungsumfang 
gilt die auf eine halbe Stunde abgerundete wöchent-
liche Förderungszeit des Kindes, in Kindertagesein-
richtungen einschließlich einer Förderung in Rand-
zeitengruppen.

(5) Das Ministerium, die örtlichen Träger und die 
kreisangehörigen Gemeinden dürfen personenbezo-
gene Daten zu folgenden Zwecken als gemeinsam 
Verantwortliche in einem gemeinsamen Verfahren 
verarbeiten, soweit es für die jeweilige Erfüllung fol-
gender Zwecke erforderlich ist:

1.	Daten nach Absatz 3 Nummer 1 bis 6 zur Erfül-
lung der Ansprüche nach § 5 und § 7 und zur 
Vermittlung von Plätzen nach § 6,

2.	Daten nach Absatz 4 zur Bestandserfassung und 
Bedarfsermittlung nach § 9, Förderung der Kin-
dertageseinrichtungen nach Teil 5, Abrechnung 
der laufenden Geldleistung nach § 44 und § 45 
und Kostenbeteiligung nach § 50, sowie Abrech-
nung der Finanzierungsbeiträge des Landes und 
der Wohngemeinden nach Teil 7.

Die kreisangehörigen Gemeinden und die örtlichen 
Träger können die Daten zu den Zwecken nach Satz 1 
mit den Daten der Meldebehörden abgleichen.

(6) Das Nähere zur Ausgestaltung der Kita-Datenbank 
und zur Datenverarbeitung in einem automatisierten 
Verfahren gemäß den Absätzen 1 bis 5 regelt das 
Ministerium durch Rechtsverordnung.

§ 4 
Kreiselternvertretungen und 

Landeselternvertretung

(1) Die Eltern wählen bis zum 31. Oktober jeden 
Jahres eine Kreiselternvertretung für jeden örtlichen 
Träger. Wahlberechtigt und wählbar sind die Dele-
gierten nach § 32 Absatz 1 Satz 2 sowie Delegierte 
aus den Reihen der Eltern von in Kindertagespflege 
geförderten Kindern mit alleiniger oder Hauptwoh-
nung im Gebiet des örtlichen Trägers. Der örtliche 
Träger schafft ein geeignetes Verfahren zur Auswahl 
der Delegierten für die Kindertagespflege; die Kreise 
können die Durchführung auf die kreisangehörigen 
Gemeinden übertragen. Die Kreiselternvertretung 
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besteht aus bis zu zwölf Mitgliedern. Frauen und 
Männer sollen zu gleichen Teilen vertreten sein. Die 
Kreiselternvertretung wählt aus ihren Reihen zwei 
Vorsitzende, darunter mindestens eine Frau. Der 
örtliche Träger organisiert die Wahl und meldet die 
gewählte Kreiselternvertretung an die Landeseltern-
vertretung und an das Ministerium. Er beteiligt die 
Kreiselternvertretung bei wesentlichen die Kinderta-
gesförderung betreffenden Fragen. Jede Kreiseltern-
vertretung entsendet zwei Delegierte in die Wahlver-
sammlung zur Landeselternvertretung.

(2) Die Wahlversammlung wählt aus ihrer Mitte bis 
zum 30. November jeden Jahres die Landeselternver-
tretung. Die Landeselternvertretung besteht aus bis 
zu sechzehn Mitgliedern. Frauen und Männer sollen 
zu gleichen Teilen vertreten sein. Die Landeseltern-
vertretung wählt aus ihren Reihen zwei Vorsitzende, 
darunter mindestens eine Frau. Das Ministerium or-
ganisiert die Wahl und beteiligt die Landeselternver-
tretung bei wesentlichen die Kindertagesförderung 
betreffenden Fragen.

(3) Den Kreiselternvertretungen und der Landesel-
ternvertretung soll jeweils mindestens ein Elternteil 
angehören, dessen Kind in Kindertagespflege geför-
dert wird. Die Kreiselternvertretungen und die Lan-
deselternvertretung können sich Geschäftsordnun-
gen geben. Ihre Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl 
im Amt.

(4) Das Land fördert die Tätigkeiten der Landeseltern-
vertretung sowie der Kreiselternvertretungen nach 
Maßgabe des Haushalts. Das Ministerium unterstützt 
die Landeselternvertretung auf Anfrage beratend. 

Teil 2 
Ansprüche auf Kindertagesförderung und 

 Ermäßigung von Elternbeiträgen

§ 5 
Anspruch auf Kindertagesförderung

(1) Ein Kind hat bis zur Vollendung des dritten Le-
bensjahres Anspruch auf Förderung in einer Kinder-
tageseinrichtung oder in Kindertagespflege; der Um-
fang der täglichen Förderung richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf. Für Kinder im ersten Lebensjahr 
setzt der Anspruch voraus, dass diese Leistung für 
seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist 
oder die Erziehungsberechtigten einer Erwerbstätig-
keit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen 
oder Arbeit suchend sind, sich in einer beruflichen 
Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden oder Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeitsu-
chende – (SGB II) erhalten. 

(2) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, 
hat bis zum Schuleintritt Anspruch auf Förderung in 
einer Kindertageseinrichtung im Umfang von täglich 

mindestens fünf Stunden. Ein Nachmittagsplatz ist 
anspruchserfüllend, wenn er mit dem nachgewiese-
nen Bedarf des Kindes und der Erziehungsberech-
tigten vereinbar ist.

(3) Während der Ausfallzeiten der Kindertagespflege-
person hat das Kind einen Anspruch auf eine andere 
Betreuungsmöglichkeit nach Maßgabe des § 48 Satz 
2. Gleiches gilt für Schließzeiten der Kindertagesein-
richtung in den Schulferien, wenn das Kind nicht von 
den Erziehungsberechtigten betreut werden kann. 

(4) Ein Platz ist nur anspruchserfüllend, wenn die 
Kindertageseinrichtung oder die Kindertagespflege-
stelle für das Kind und die Erziehungsberechtigten 
in zumutbarer Weise zu erreichen ist. Der Anspruch 
kann in besonderen Einzelfällen durch die Aufnahme 
in eine heilpädagogische Kleingruppe erfüllt werden.

(5) Die Ansprüche nach Absatz 1 bis 4 und nach § 24 
SGB VIII richten sich gegen den örtlichen Träger. 
Mit Ausnahme der Ansprüche nach Absatz 3 setzen 
sie voraus, dass der örtliche Träger spätestens drei 
Monate vor der beabsichtigten Inanspruchnahme der 
Förderungsleistung in Kenntnis gesetzt worden ist. 
Lebt das Kind mit nur einer erziehungsberechtigten 
Person zusammen, so tritt diese für die Anspruchs-
voraussetzungen nach Absatz 1 bis 4 an die Stelle 
der Erziehungsberechtigten.

(6) Der Anspruch wird erfüllt 

1.	 im Fall der Förderung in einer Kindertageseinrich-
tung durch den Nachweis eines bedarfsgerechten 
Platzes, 

2.	 im Fall der Förderung in Kindertagespflege durch 

a)	 die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten 
Kindertagespflegeperson, soweit diese nicht 
von der erziehungsberechtigten Person nach-
gewiesen wird, 

b)	 deren fachliche Beratung, Begleitung und wei-
tere Qualifizierung sowie

c)	 die Gewährung einer laufenden Geldleistung 
an die Kindertagespflegeperson.

Zwischen den verschiedenen nach diesem Gesetz 
geförderten Kindertageseinrichtungen sowie den 
Angeboten der Kindertagespflege sowohl innerhalb 
der Wohngemeinde des Kindes als auch an einem 
anderen Ort kann im Rahmen freier Kapazitäten ge-
wählt werden.

§ 6 
Information, Beratung, Vermittlung von Plätzen

(1) Die örtlichen Träger informieren über das Platzan-
gebot und beraten die Erziehungsberechtigten bei der 
Auswahl des Platzes und in allen Fragen der Kinderta-
gespflege. Ergänzend zum Onlineportal (§ 3 Absatz 1) 
vermitteln sie Plätze in Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege. Sie können hierzu Vermittlungs- 
und Beratungsstellen freier Träger fördern. Die kreis-
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angehörigen Gemeinden unterstützen die Kreise bei 
der Vermittlung und Beratung.

(2) Träger von nach diesem Gesetz geförderten Kin-
dertageseinrichtungen sowie Kindertagespflegeper-
sonen, die über eine Kindertagespflegeerlaubnis oder 
Eignungsfeststellung verfügen, haben Zugang zu den 
Vermittlungsstellen. Der Zugang darf nicht von Ge-
genleistungen abhängig gemacht werden. 

§ 7 
Anspruch auf Geschwisterermäßigung und soziale 

Ermäßigung von Elternbeiträgen 

(1) Werden mehrere, in einem Haushalt lebende Kin-
der einer Familie vor dem Schuleintritt in Kinderta-
geseinrichtungen oder Kindertagespflege gefördert, 
übernimmt oder erlässt der örtliche Träger auf Antrag 
den Elternbeitrag für das zweitälteste Kind zur Hälfte 
und für jüngere Kinder vollständig. Der örtliche Trä-
ger kann darüber hinaus eine Ermäßigung vorsehen, 
die in Kindertageseinrichtungen und schulischen Be-
treuungsangeboten geförderte schulpflichtige Kinder 
berücksichtigt.

(2) Darüber hinaus übernimmt oder erlässt der örtli-
che Träger auf Antrag den Elternbeitrag für die För-
derung in Kindertageseinrichtungen oder Kinderta-
gespflege, soweit er den Eltern und dem Kind nicht 
zuzumuten ist. Für die Feststellung der zumutbaren 
Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(SGB XII) entsprechend. Bei der Einkommensberech-
nung bleiben das Baukindergeld des Bundes sowie die 
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz 
außer Betracht. Übersteigt das zu berücksichtigende 
Einkommen die Einkommensgrenze nicht, übernimmt 
oder erlässt der örtliche Träger den Elternbeitrag in 
voller Höhe. Übersteigt das zu berücksichtigende 
Einkommen die Einkommensgrenze, übernimmt oder 
erlässt er den Elternbeitrag in der Höhe, dass den 
Eltern nach Abzug des Elternbeitrags mindestens 
50 Prozent des Einkommens über der Einkommens-
grenze verbleibt. Wenn Eltern oder Kinder Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB 
II, Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel 
des SGB XII oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 
des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder 
wenn die Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemäß 
§ 6a des Bundeskindergeldgesetzes oder Wohngeld 
nach dem Wohngeldgesetz erhalten, sind Elternbei-
träge nicht zuzumuten.

(3) Der örtliche Träger berät die Eltern über die Mög-
lichkeiten einer Antragstellung.

Teil 3 
Bedarfsplanung und Trägerauswahl

§ 8 
Planung und Gewährleistung

(1) Die örtlichen Träger planen und gewährleisten ein 
bedarfsgerechtes Angebot an Kindertageseinrichtun-

gen und Tagespflegestellen. Bei der Erfüllung dieser 
Aufgabe werden die Kreise von den kreisangehörigen 
Gemeinden unterstützt. 

(2) Ein bedarfsgerechtes Angebot umfasst eine hin-
reichende Zahl von Plätzen, 

1.	um für alle Kinder die Ansprüche nach § 5 erfüllen 
zu können,

2.	um für alle Kinder von der Vollendung des dritten 
Lebensjahres bis zum Schuleintritt einen Platz in 
einer Kindertageseinrichtung mit einer täglichen 
Förderungsdauer von mehr als fünf Stunden an-
bieten zu können, wenn die vom örtlichen Träger 
festzulegenden Bedarfskriterien erfüllt sind,

3.	um für alle Kinder im schulpflichtigen Alter ei-
nen dem individuellen zeitlichen Förderbedarf 
entsprechenden Platz in einer Kindertagesein-
richtung anbieten zu können, wenn die vom 
örtlichen Träger festzulegenden Bedarfskriterien 
erfüllt sind und der Bedarf nicht durch außerun-
terrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote 
in Schulen erfüllt wird,

4.	um Kindern ab Vollendung des dritten Lebensjah-
res, die aufgrund eines besonderen Bedarfs oder 
ergänzend in Kindertagespflege gefördert werden 
sollen, einen Platz anbieten zu können.

§ 9 
Bestandserfassung und Bedarfsermittlung

(1) Die örtlichen Träger erfassen zum monatlichen 
Stichtag den Bestand an freien und belegten Plätzen 
in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespfle-
gestellen nach Zahl, Altersgruppe, Öffnungszeiten 
sowie pädagogischer und religiöser Ausrichtung und 
Bindung an eine nationale Minderheit oder Volks-
gruppe nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein. Sie nutzen 
hierfür auch die Kita-Datenbank nach § 3.

(2) Die kreisangehörigen Gemeinden erheben für ihr 
Gebiet die für die Bedarfsermittlung erforderlichen 
Daten nach Vorgabe des örtlichen Trägers. Sie er-
mitteln auch Bedürfnisse nach Öffnungszeiten und 
nach einer Förderung außerhalb der Wohngemeinde, 
Wünsche nach pädagogischen und religiösen Aus-
richtungen und Angeboten von Organisationen ei-
ner nationalen Minderheit oder Volksgruppe nach 
Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Lan-
des Schleswig-Holstein sowie Präferenzen für eine 
Förderung in einer Kindertageseinrichtung oder in 
Kindertagespflege.

(3) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung nähere Bestimmungen über die Bestand-
serfassung nach Absatz 1 und die Bedarfsermittlung 
nach Absatz 2 zu treffen.
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§ 10 
Bedarfsplan 

(1) Die örtlichen Träger erstellen einen Bedarfsplan, in 
dem sie das in den kreisangehörigen Gemeinden erfor-
derliche Angebot an Gruppen in Kindertageseinrich-
tungen nach Gruppenart (§ 17), Gruppengröße (§ 25 
Absatz 1) und Öffnungszeit sowie das erforderliche 
Angebot in Kindertagespflege für die nächsten Kin-
dergartenjahre (erster Abschnitt) und die geförderten 
Einrichtungsträger (zweiter Abschnitt) festlegen. Sie 
schreiben den Bedarfsplan kontinuierlich fort.

(2) Die Öffnungszeiten der Gruppe werden im ers-
ten Abschnitt des Bedarfsplans auf höchstens 50 
Wochenstunden festgelegt. Der Bedarfsplan kann 
einen Rahmen vorgeben, innerhalb dessen der Ein-
richtungsträger die Öffnungszeiten festlegen kann. 
Sollen Kinder aus einer Gruppe oder aus mehreren 
Gruppen gemeinsam außerhalb der Gruppenöff-
nungszeiten gefördert werden, kann der Einrich-
tungsträger in eigener Verantwortung Randzeiten-
gruppen einrichten, soweit der Bedarfsplan keine 
Beschränkungen enthält. 

(3) Die Kreise nehmen die Aufstellung und Ände-
rungen des ersten Abschnitts des Bedarfsplans im 
Benehmen mit den kreisangehörigen Gemeinden vor. 
Die örtlichen Träger beteiligen die anerkannten Trä-
ger der freien Jugendhilfe frühzeitig und umfassend. 
Gleiches gilt für die Einrichtungsträger, die infolge der 
Änderung von einem Widerruf nach § 13 Absatz 6 
Satz 3 betroffen sein können. Benachbarte örtli-
che Träger stimmen das bedarfsgerechte Angebot 
an Plätzen aufeinander ab. Das Angebot für Kinder 
im schulpflichtigen Alter wird mit den Schulträgern 
abgestimmt. 

(4) Das Recht nationaler Minderheiten und Volks-
gruppen im Sinne des Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der 
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, eigene 
Kindertageseinrichtungen zu errichten und zu betrei-
ben, wird gewährleistet und muss bei der Bedarfs-
planung berücksichtigt werden.

§ 11 
Inhaltliche Vorgaben für die Bedarfsplanung

(1) Die Bedarfsplanung soll gewährleisten, dass 
Kindertageseinrichtungen je nach Bedürfnis der El-
tern möglichst wohnungs- oder arbeitsplatznah zur 
Verfügung stehen. Der örtliche Träger beachtet die 
wohnbauliche Entwicklung und die Nähe zu anderen 
sozialen und kulturellen Einrichtungen, die von den 
Familien und ihren Kindern genutzt werden. Beson-
dere Bedarfe von Kindern mit Behinderung werden 
berücksichtigt. Es ist im Bedarfsplan Vorsorge zu 
treffen, dass auch ein unvorhergesehener Bedarf 
befriedigt werden kann.

(2) Die nach § 9 Absatz 2 Satz 2 ermittelten Be-
dürfnisse, Wünsche und Präferenzen sowie das be-
stehende örtliche Angebot an Plätzen in Kinderta-

gespflege sind zu berücksichtigen. Festlegungen für 
pädagogische und religiöse Ausrichtungen im ersten 
Abschnitt des Bedarfsplans sind auf Grundlage einer 
Ermittlung nach § 9 Absatz 2 zulässig.

(3) Der erste Abschnitt des Bedarfsplans und jede Än-
derung sind dem Ministerium zur Kenntnis zu geben.

§ 12 
Förderfähige Einrichtungsträger

(1) Förderfähig sind Kindertageseinrichtungen jedes 
Trägers, für die eine Betriebserlaubnis nach § 45 
SGB VIII besteht. 

(2) Der örtliche Träger kann die Förderfähigkeit nicht 
anerkannter Träger der freien Jugendhilfe mit Aus-
nahme von Kindertageseinrichtungen in Trägerschaft 
von Betrieben, die die Kindertageseinrichtung für die 
Kinder ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betreiben 
(Betriebs-Kindertageseinrichtungen), durch Satzung 
ausschließen; die Kreise treffen die Entscheidung nach 
Anhörung der kreisangehörigen Gemeinden.

§ 13 
Auswahl der zu fördernden Einrichtungsträger

(1) Der örtliche Träger nimmt den Einrichtungsträger 
auf dessen Antrag unter Angabe der geförderten 
Gruppe erstmals oder nach Ablauf des Förderungs-
zeitraums erneut in den zweiten Abschnitt des Be-
darfsplans auf, wenn nach den Vorgaben des ersten 
Abschnitts für den beantragten Förderungszeitraum 
ein Bedarf für diese Gruppe besteht. Der Förderungs-
zeitraum soll drei Jahre nicht unterschreiten. 

(2) Der Einrichtungsträger reicht seinen Antrag 
bei der Standortgemeinde ein. Die kreisangehörige 
Standortgemeinde leitet den Antrag mit einer Stel-
lungnahme an den Kreis weiter. Entsprechen mehrere 
Anträge den Vorgaben des ersten Abschnitts des 
Bedarfsplans, trifft die Standortgemeinde eine Aus-
wahl. Bei der Auswahl berücksichtigt die Standort-
gemeinde die nach § 9 Absatz 2 Satz 2 ermittelten 
Bedürfnisse und Wünsche sowie die tatsächliche 
Inanspruchnahme bereits betriebener Gruppen. Wei-
sen Einrichtungsträger nationaler Minderheiten und 
Volksgruppen im Sinne des Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 
der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein einen 
bestehenden Bedarf nach, sind sie vorrangig auszu-
wählen. Die Standortgemeinde kann die Auswahl 
von der Bereitschaft zum Abschluss einer Vereinba-
rung abhängig machen, die insbesondere die Höhe 
der Elternbeiträge, die Aufnahmekriterien nach § 18 
Absatz 5 Satz 1, die Nutzung eines im Eigentum 
der Standortgemeinde stehenden Gebäudes oder 
über die Standardqualität hinausgehende, von der 
Standortgemeinde finanzierte Qualitätsanforderun-
gen regeln kann. Satz 6 findet auf Einrichtungsträger 
nationaler Minderheiten und Volksgruppen im Sinne 
des Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des 
Landes Schleswig-Holstein keine Anwendung. Die 
kreisangehörige Standortgemeinde teilt dem Kreis 



Nr. 18	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2019; Ausgabe 23. Dezember 2019	 765

die Auswahl unter Angabe der Gründe mit. Der Kreis 
soll der Auswahl folgen, wenn diese rechtmäßig ist. 

(3) Die örtlichen Träger und die kreisangehörigen 
Gemeinden sollen von der Schaffung neuer oder 
der Erweiterung eigener Kindertageseinrichtungen 
absehen, soweit ein bedarfsgerechtes Angebot durch 
anerkannte Träger der freien Jugendhilfe sicherge-
stellt werden kann.

(4) Die Standortgemeinde soll ein Interessenbekun-
dungsverfahren durchführen, wenn nach den Vorga-
ben des ersten Abschnitts des Bedarfsplans der Be-
darf für die Aufnahme einer oder mehrerer zusätzlicher 
Gruppen besteht. Dieses ist so rechtzeitig zu eröffnen, 
dass interessierten Einrichtungsträgern eine angemes-
sene Zeit für die Prüfung und Planung verbleibt. 

(5) Findet sich kein geeigneter Einrichtungsträger, 
übernimmt die Standortgemeinde, das Amt oder ein 
Zweckverband die Trägerschaft. Besteht keine Be-
reitschaft zur Übernahme, kann der Kreis die kreisan-
gehörige Standortgemeinde verpflichten, soweit der 
Bedarf nicht durch Schaffung eines wohnungsnahen 
Angebotes in einer benachbarten Gemeinde erfüllt 
werden kann und ein Einrichtungsträger hierzu bereit 
ist. Der Kreis kann die Trägerschaft in diesem Fall 
auch selbst übernehmen.

(6) Der örtliche Träger stellt die Aufnahme in den 
Bedarfsplan durch einen Bescheid fest; er erlässt die 
Ablehnungsbescheide für die nicht berücksichtigten 
Einrichtungsträger. Er kann den Bescheid mit einer 
Nebenbestimmung versehen, wenn diese sicherstel-
len soll, dass die Vorgaben des ersten Abschnitts des 
Bedarfsplans erfüllt werden. Der Bescheid ergeht 
unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall der 
Änderung des ersten Abschnitts des Bedarfsplans; 
der Widerruf darf nur mit Wirkung für das auf das 
übernächste Kindergartenjahr folgende Kindergarten-
jahr erklärt werden. 

§ 14 
Optionsklausel

Der örtliche Träger kann in seinem Gebiet oder in 
Gebieten einzelner kreisangehöriger Gemeinden für 
einen festgelegten Zeitraum von mindestens zehn 
Jahren auf einen Bedarfsplan nach den §§ 10 bis 
13 verzichten und alle Träger von Kindertageseinrich-
tungen fördern, die die Fördervoraussetzungen nach 
Teil 4 erfüllen. In den Kreisen ist die Zustimmung der 
betroffenen kreisangehörigen Gemeinden erforder-
lich. § 12 und § 13 Absatz 3 finden Anwendung. 

Teil 4 
Fördervoraussetzungen für  
Kindertageseinrichtungen

§ 15 
Anspruch des Einrichtungsträgers auf 

Förderung der Standardqualität

(1) Der Einrichtungsträger hat einen Anspruch auf 
Förderung der Standardqualität gegen den örtlichen 

Träger nach Teil 5, wenn er die Fördervoraussetzun-
gen dieses Teils sowie die Auflagen der betriebser-
laubniserteilenden Behörde erfüllt und

1.	die vorgehaltenen Plätze im Bedarfsplan stehen 
oder

2.	ein Kind, für das der örtliche Träger nach den 
Vorschriften der §§ 86, 86c oder 86d SGB VIII 
zuständig ist, in einer Kindertageseinrichtung au-
ßerhalb Schleswig-Holsteins gefördert wird oder

3.	ein Kind in einer Kindertageseinrichtung in einem 
Gebiet gefördert wird, für das nach § 14 kein 
Bedarfsplan besteht.

(2) Der örtliche Träger gewährt den Einrichtungs-
trägern darüber hinaus finanzielle Ausgleiche für 
Strukturnachteile. 

(3) Vom Einrichtungsträger dürfen keine Eigenmit-
tel zur Finanzierung der Standardqualität verlangt 
werden.

§ 16 
Ergänzende Förderung

(1) Die Standortgemeinden und die örtlichen Träger 
können die Kindertageseinrichtungen ergänzend för-
dern.

(2) Das Ministerium fördert die Sprachbildung in den 
Regionalsprachen und den Sprachen der nationalen 
Minderheiten und Volksgruppen nach Artikel 6 Ab-
satz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein sowie weitere Sprachförderangebote über 
die alltagsintegrierte Sprachbildung hinaus, welche 
sich nicht im Rahmen der Standardqualität abbilden 
lassen, nach Maßgabe des Haushalts. 

(3) Der Einrichtungsträger kann aus Eigenmitteln 
zusätzliche, die Standardqualität übersteigende An-
gebote bereitstellen.

§ 17 
Geförderte Gruppen

(1) Gefördert werden

1.	Krippengruppen für Kinder bis zur Vollendung des 
dritten Lebensjahres,

2.	Kindergartengruppen für Kinder von der Vollen-
dung des dritten Lebensjahres bis zum Schulein-
tritt,

3.	 integrative Kindergartengruppen mit vier oder fünf 
Plätzen für Kinder mit Behinderung und solche, 
die von Behinderung bedroht sind,

4.	Hortgruppen für schulpflichtige Kinder bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres und

5.	altersgemischte Gruppen mit Kindern bis zur Voll-
endung des dritten Lebensjahres und Kindern von 
der Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum 
Schuleintritt.

Umfasst sind auch altershomogene Gruppen in-
nerhalb der jeweiligen Altersspanne. Alle Gruppen 
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müssen mindestens ein Förderungsangebot von zehn 
Wochenstunden an zwei Wochentagen vorhalten; 
dies gilt nicht für Randzeitengruppen. 

(2) Kinder, die im Verlaufe eines Kindergartenjah-
res das dritte Lebensjahr vollenden, können bis zum 
Ende des Kindergartenjahres in einer Krippengruppe 
gefördert werden. 

(3) In Gruppen, in denen die Kinder in der freien Natur 
gefördert werden und eine Förderung in Innenräumen 
konzeptionell nicht oder nur für den Ausnahmefall 
vorgesehen ist (Naturgruppen), dürfen nur Kinder ab 
der Vollendung des zwanzigsten Lebensmonats auf-
genommen werden. Als Ausnahmefall gilt auch der 
planmäßige Aufenthalt in Innenräumen für gering-
fügige Zeitanteile wie beispielsweise zur Einnahme 
von Mahlzeiten.

(4) In Kindergartengruppen können bis zu zwei un-
terdreijährige Kinder aufgenommen werden, die den 
dreißigsten Lebensmonat vollendet haben.

§ 18 
Aufnahme von Kindern und Beendigung 

 des Betreuungsverhältnisses

(1) Die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertages-
einrichtung darf weder aus Gründen seiner Herkunft, 
seiner Nationalität oder seiner geschlechtlichen Iden-
tität noch aus konfessionellen, weltanschaulichen 
oder ethnischen Gründen abgelehnt werden. Wird 
eine Kindertageseinrichtung von einer Organisa-
tion einer nationalen Minderheit oder Volksgruppe 
nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des 
Landes Schleswig-Holstein getragen, kann die Auf-
nahme von dem gelebten Bekenntnis zur Minderheit 
oder Volksgruppe abhängig gemacht werden. Dem 
Wunsch nach mit dem Kindeswohl nicht zu vereinba-
renden Förderungsumfängen oder Förderungszeiten 
darf nicht entsprochen werden.

(2) Träger von Betriebs-Kindertageseinrichtungen 
und Kindertageseinrichtungen mit Belegrechten für 
Betriebe können bis zu 80 Prozent der Plätze den 
Kindern von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorbe-
halten. Aus dem Grund des Ausscheidens der Eltern 
aus dem Betrieb darf der Einrichtungsträger das Be-
treuungsverhältnis nicht beenden oder die Verlän-
gerung der Betreuung in der Einrichtung ablehnen.

(3) Aus Gründen einer Behinderung oder drohenden 
Behinderung darf die Aufnahme eines Kindes in eine 
Gruppe nicht abgelehnt und ein Betreuungsverhält-
nis nicht beendet werden, es sei denn die Voraus-
setzungen für eine bedarfsgerechte Förderung des 
Kindes sind in der Gruppe nicht gegeben und können 
nicht mit vertretbarem Aufwand geschaffen werden. 
Ablehnungen sind dem örtlichen Träger mitzuteilen; 
dieser prüft das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Satz 1, zweiter Halbsatz.

(4) Der Einrichtungsträger nimmt ganzjährig im lau-
fenden Kindergartenjahr Kinder auf. 

(5) Für den Fall, dass die Zahl der Anmeldungen die 
Zahl der Plätze übersteigt, legt der Einrichtungsträger 
schriftliche, öffentlich zugängliche Aufnahmekriterien 
fest. Kinder aus der Standortgemeinde können in 
diesem Fall vorrangig aufgenommen werden. Das 
Freihalten von Plätzen für den Fall, dass Kinder aus 
der Standortgemeinde nachgemeldet werden, ist 
nicht zulässig. Aus dem Grund des Wegzugs des 
Kindes aus der Standortgemeinde darf der Einrich-
tungsträger das Betreuungsverhältnis nicht beenden 
oder die Verlängerung der Betreuung in der Einrich-
tung ablehnen. Wird die Einrichtung von einem Amt 
oder Zweckverband betrieben, arbeiten mehrere Ge-
meinden nach dem Gesetz über kommunale Zusam-
menarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21. Juni 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 528), zusammen, ist die Durchführung 
der Förderung auf das Amt übertragen worden oder 
ist die vorrangige Aufnahme zwischen der Standort-
gemeinde und einer anderen Gemeinde vereinbart, 
gelten Satz 2 bis 4 für die amtsangehörigen oder 
beteiligten Gemeinden entsprechend. 

(6) Der Einrichtungsträger erhebt vor Aufnahme des 
Kindes von den Eltern die nach § 3 Absatz 4 Satz 1 
über die Kita-Datenbank zu übermittelnden Daten.  
Er lässt sich eine ärztliche Bescheinigung vorlegen, 
die Auskunft über für den Besuch der Kindertagesein-
richtung relevante gesundheitliche Einschränkungen 
gibt, sowie einen schriftlichen Nachweis über den 
Impfschutz des Kindes und eine zeitnah vor der Auf-
nahme erfolgte ärztliche Beratung in Bezug auf einen 
vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlun-
gen der Ständigen Impfkommission ausreichenden 
Impfschutz.

(7) Der Einrichtungsträger weist bei der Aufnahme 
auf die Möglichkeit der Ermäßigung des Elternbei-
trags nach § 7 hin. Wird ein Kind nicht aufgenom-
men, weist der Einrichtungsträger die Eltern auf 
das Beratungs- und Vermittlungsangebot nach § 6 
Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie auf die Frist nach § 5 
Absatz 5 Satz 2 hin.

(8) Der Betreuungsvertrag oder die Satzung dürfen 
eine Beendigung des Betreuungsverhältnisses durch 
den Einrichtungsträger nur aus wichtigem Grund zu-
lassen und müssen eine Pflicht zur unverzüglichen 
Mitteilung des wichtigen Grundes in Textform vor-
sehen.

§ 19 
Pädagogische Qualität

(1) Die Kinder sind unter dem Aspekt der Ganz-
heitlichkeit zu betreuen, zu erziehen und zu bilden. 
Dies geschieht vor allem durch die Förderung der 
individuellen Selbst-, Sozial- und Lernkompetenz und 
orientiert sich an dem jeweiligen Entwicklungsstand 
des Kindes. Die pädagogischen Fachkräfte begleiten 
die Kinder in ihren Bildungsprozessen. Sie gehen auf 



Nr. 18	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2019; Ausgabe 23. Dezember 2019	 767

die individuellen Interessen und Fragestellungen der 
Kinder ein und knüpfen weitere Bildungsangebote 
daran an. Die Kinder werden angeregt sich aktiv zu 
beteiligen und eigene Lernstrategien zu entwickeln. 
Dabei sind die kulturellen Erfahrungen und Lebens-
bedingungen sowie die individuellen Lern- und Ver-
haltensweisen der Kinder zu berücksichtigen. Die 
folgenden Bildungsbereiche sind in die umfassende 
Arbeit der Kindertageseinrichtung einzubeziehen:

1.	Körper, Gesundheit und Bewegung,

2.	Sprache(n), Zeichen, Schrift und Kommunikation 
unter angemessener Berücksichtigung der durch 
die Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 
und die Europäische Charta der Regional- oder 
Minderheitensprachen geschützten Sprachen, 
Zeichen/Schrift und Kommunikation, insbeson-
dere zur Teilhabe an Bildungsvorgängen und zur 
Vorbereitung auf den Schuleintritt,

3.	Mathematik, Naturwissenschaft und Technik,

4.	Kultur, Gesellschaft und Demokratie,

5.	Ethik, Religion und Philosophie,

6.	musisch-ästhetische Bildung und Medien.

(2) Die gemeinsame Erziehung und Bildung von Kin-
dern mit unterschiedlichen Befähigungen und von 
unterschiedlicher sozialer, nationaler und kultureller 
Herkunft soll dazu beitragen, dass die Kinder sich in 
ihrer Unterschiedlichkeit anerkennen, emotional posi-
tive Beziehungen zueinander aufbauen und sich ge-
genseitig unterstützen. Behinderungen, Beeinträch-
tigungen und Benachteiligungen eines Kindes sollen 
durch individuelle Hilfe ausgeglichen oder verringert 
werden. Die Arbeit in der Kindertageseinrichtung soll 
die Gleichstellung der Geschlechter fördern.

(3) Die pädagogischen Fachkräfte fördern die psy-
chische Entwicklung der Kinder. Um ein gesundes 
Aufwachsen sicherzustellen, wird auf eine gesunde 
Ernährung, Bewegung sowie die tägliche Zahnpflege 
der Kinder geachtet.

(4) Die Arbeit in der Kindertageseinrichtung soll 
Kinder altersgemäß und entsprechend ihrem Ent-
wicklungsstand in die Lage versetzen, sich mit dem 
Mensch-Natur-Verhältnis und mit Fragen des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens auseinanderzusetzen. 
Die Kinder sollen befähigt werden, mit komplexen 
Situationen umzugehen, sich zu beteiligen und ei-
gene Standpunkte zu entwickeln, um im Sinne einer 
nachhaltigen Entwicklung die Gesellschaft und die 
Zukunft mitzugestalten.

(5) Die Kinder sind entsprechend ihrem Entwick-
lungsstand bei allen Angelegenheiten, die sie betref-
fen, zu beteiligen. Zum Wohl der Kinder und zur Si-
cherung ihrer Rechte sind für sie geeignete Verfahren 
der Beteiligung und die Möglichkeit der Beschwerde 
in persönlichen Angelegenheiten vorzusehen und zu 
praktizieren.

(6) Alltagsintegrierte Sprachbildung bestimmt das 
Handeln der pädagogischen Fachkräfte während der 
pädagogischen Arbeit. Eine entsprechende Qualifi-
kation aller in der Einrichtung tätigen pädagogischen 
Fachkräfte ist nachzuweisen.

(7) Die Beobachtung und Dokumentation der kind-
lichen Entwicklungsprozesse werden von den päd-
agogischen Fachkräften unter Berücksichtigung der 
Konzeption der Einrichtung sowie den Vorgaben des 
Datenschutzes sichergestellt.

(8) Die pädagogischen Fachkräfte arbeiten mit den 
Erziehungsberechtigten partnerschaftlich bei der 
Bildung, Erziehung und Betreuung zusammen. Sie 
bieten den Eltern regelmäßige Gespräche über den 
Entwicklungsstand des Kindes an, die zu dokumen-
tieren sind.

(9) Die Kindertageseinrichtung kooperiert mit ande-
ren kinder- und familienbezogenen Institutionen und 
Initiativen im Gemeinwesen.

(10) Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzun-
gen und andere entwürdigende Maßnahmen sind 
unzulässig.

§ 20 
Qualitätsmanagement und pädagogische 

 Fachberatung

(1) Der Einrichtungsträger hat zur prozesshaften 
Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der 
Kindertageseinrichtung ein Qualitätsmanagementver-
fahren zu wählen. Für jede Kindertageseinrichtung 
wird eine qualifizierte Beauftragte oder ein qualifizier-
ter Beauftragter für Qualitätsentwicklung benannt.

(2) Die Kindertageseinrichtung nimmt kontinuierlich 
eine pädagogische Fachberatung in Anspruch. Die 
pädagogische Fachberatung übt keine Dienst- oder 
Fachaufsicht aus. Die in der pädagogischen Fachbe-
ratung Tätigen müssen über eine Qualifikation nach 
§ 28 Absatz 1 Nummer 1 verfügen sowie eine min-
destens fünfjährige Berufserfahrung im pädagogi-
schen Bereich, davon mindestens zwei Jahre in einer 
Kindertageseinrichtung, aufweisen. Die pädagogi-
sche Fachberatung kann auch durch Personen mit 
einer Qualifikation nach § 28 Absatz 1 Nummern 2 
bis 4 erfolgen, die zum 31. Juli 2020 in der päda-
gogischen Fachberatung tätig waren.

§ 21 
Übergang in die Schule und Förderung  

schulpflichtiger Kinder

(1) Der Übergang zur Schule und die Förderung 
schulpflichtiger Kinder sind durch eine am jeweiligen 
Entwicklungsstand und an der Alterssituation der 
Kinder orientierte Zusammenarbeit mit der Schule 
zu erleichtern. Zu diesem Zweck sollen die Kinder-
tageseinrichtungen mit den Schulen kooperieren und 
Vereinbarungen mit Schulen über die Verfahren und 
Inhalte der Zusammenarbeit, insbesondere zur Vor-
bereitung des Schuleintritts, abschließen. 
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(2) Um eine individuelle Förderung der Kinder zu er-
möglichen, haben Kindertageseinrichtungen mit den 
Grundschulen und Förderzentren Informationen über 
den Entwicklungsstand der einzelnen Kinder auszu-
tauschen, soweit eine Einwilligung der Eltern vorliegt.

§ 22 
Schließzeiten

Die planmäßigen Schließzeiten der Gruppe dürfen 
20 Tage im Kalenderjahr, davon höchstens drei Tage 
außerhalb der Schulferien in Schleswig-Holstein, 
nicht übersteigen. Schließzeiten für eine längere Zeit-
spanne als drei Wochen sind unzulässig. Abweichend 
von Satz 1 sind Schließzeiten von bis zu 30 Tagen 
zulässig, wenn

1.	die Einrichtung nicht mehr als drei Gruppen hat 
oder

2.	während der Schließzeit eine Förderung der Kin-
der in einer anderen Gruppe der Einrichtung si-
chergestellt ist.

§ 23 
Räumliche Anforderungen

(1) Die pädagogisch nutzbare Fläche pro Kind muss 
mindestens 3,5 m² in Krippengruppen, altersgemisch-
ten Gruppen und integrativen Kindergartengruppen, 
3,0 m² in Hortgruppen und 2,5 m² in Kindergarten-
gruppen betragen (Mindestraumbedarf). Zur päda-
gogisch nutzbaren Fläche zählen der Gruppenraum 
und sonstige Innenräume, soweit diese konzeptionell 
regelmäßig pädagogisch genutzt werden. Werden 
sonstige Innenräume von mehreren gleichzeitig an-
wesenden Gruppen genutzt, sind diese anteilig den 
Gruppen zuzurechnen. Kindertageseinrichtungen, 
die bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits betrieben 
werden, dürfen den Mindestraumbedarf um bis zu 
zehn Prozent unterschreiten; die Unterschreitung ist 
dem örtlichen Träger zu melden. Die Vorgaben dieses 
Absatzes gelten nicht für Naturgruppen.

(2) Für Kinder unter drei Jahren sind separate Schlaf-
räume vorzuhalten, deren Größe 1,2 m² pro gleichzei-
tig betreutes Kind nicht unterschreiten darf. Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend.

(3) Für Kindertageseinrichtungen mit mindestens 
drei gleichzeitig anwesenden Gruppen sind ein Per-
sonalraum und ein Leitungszimmer, für kleinere Ein-
richtungen ein Raum für beide Zwecke vorzusehen. 
Naturgruppen bleiben bei der Ermittlung der Grup-
penanzahl nach Satz 1 unberücksichtigt.

(4) Jede Kindertageseinrichtung soll über eine Au-
ßenspielfläche verfügen. Ist dies nicht der Fall, muss 
ein für die Kinder zu Fuß erreichbarer Spielplatz oder 
ein anderes geeignetes Außenspielgelände zur Ver-
fügung stehen.

(5) Die gesetzlichen Vorgaben zum barrierefreien 
Bauen sind einzuhalten.

§ 24 
Aus-, Fort- und Weiterbildung

(1) In jeder Kindertageseinrichtung mit drei und mehr 
Gruppen soll für die Aus- und Weiterbildung päda-
gogischer Fachkräfte oder für Studierende sozial-
pädagogischer Studiengänge mindestens ein Prak-
tikumsplatz angeboten werden. Eine angemessene 
Anleitung ist sicherzustellen.

(2) Der Einrichtungsträger stellt sicher, dass die 
pädagogischen Fachkräfte regelmäßig an Fort- und 
Weiterbildungen teilnehmen. Die pädagogischen 
Fachkräfte müssen über eine Erste-Hilfe-Ausbildung 
verfügen und mindestens alle zwei Jahre an einem 
Wiederholungskurs teilnehmen.

§ 25 
Gruppengröße

(1) Die Gruppengröße beträgt für

  1.		Regel-Krippengruppen zehn Kinder, 

  2.		Natur-Krippengruppen acht Kinder, 

  3.		kleine Krippengruppen fünf Kinder,

  4.		Regel-Kindergartengruppen 20 Kinder,

  5.		Natur-Kindergartengruppen 16 Kinder, 

  6.		mittlere Kindergartengruppen 15 Kinder,

  7.		kleine Kindergartengruppen zehn Kinder,

  8.		Regel-Hortgruppen 20 Kinder,

  9.		Natur-Hortgruppen 16 Kinder,

10.		mittlere Hortgruppen 15 Kinder und für

11.		kleine Hortgruppen zehn Kinder.

In altersgemischten Gruppen darf die rechnerische 
Kinderzahl 20 Kinder, bei Naturgruppen 16 Kinder, 
nicht überschreiten; für die Ermittlung der rechneri-
schen Kinderzahl werden die Kinder unter drei Jahren 
doppelt gezählt. Die rechnerische Kinderzahl darf in 
integrativen Kindergartengruppen 19 Kinder nicht 
überschreiten; für die Ermittlung der rechnerischen 
Kinderzahl werden Kinder mit Behinderung und solche, 
die von Behinderung bedroht sind, doppelt gezählt. 

(2) Der Einrichtungsträger kann die Gruppengröße in 
Regel- und Natur-Kindergartengruppen sowie in Re-
gel- und Natur-Hortgruppen um zwei Kinder, in mitt-
leren und kleinen Kindergarten- und Hortgruppen um 
ein Kind erhöhen. Die Erhöhung der Gruppengröße 
ist dem örtlichen Träger unverzüglich anzuzeigen. Sie 
ist unzulässig, wenn der Mindestraumbedarf nach § 
23 Absatz 1 Satz 1 unterschritten würde. Für alters-
gemischte Gruppen kann der Einrichtungsträger die 
Gruppengröße erhöhen, indem er ein unterdreijähri-
ges Kind, das den dreißigsten Lebensmonat vollendet 
hat, nur einfach zählt. 

(3) Bei Förderung eines Kindes, das zu Beginn des 
Monats den neunten Lebensmonat noch nicht voll-
endet hat, ist die Gruppengröße in Krippengruppen 
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um ein Kind und die rechnerische Kinderzahl in alters-
gemischten Gruppen um zwei Kinder zu verringern. 

(4) Die Gruppengröße ist bei Förderung von Kindern 
mit Behinderung und von Behinderung bedrohten 
Kindern ausgehend von der Regelgruppengröße zu 
verringern, wenn der örtliche Träger aufgrund des 
zusätzlichen Betreuungsaufwands der Kinder unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der Teilhabeplanung 
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch – Rehabi-
litation und Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen – (SGB IX) oder der Hilfeplanung nach dem SGB 
VIII sowie der Zusammensetzung der Gruppe einen 
entsprechenden Bedarf festgestellt hat. Der örtliche 
Jugendhilfeträger stellt auf Antrag des Einrichtungs-
trägers oder von Amts wegen im Einzelfall fest, um 
wie viele Plätze die Gruppengröße zu verringern ist. 
Die Verringerung ist zum nächstmöglichen Monats-
beginn umzusetzen. 

§ 26 
Betreuungsschlüssel

(1) In der direkten Arbeit mit den Kindern müssen 
stets mindestens tätig sein

1.	eine Fachkraft in kleinen Krippengruppen, kleinen 
Kindergartengruppen und kleinen Hortgruppen,

2.	eine Fachkraft für die gesamte Öffnungszeit und 
eine zweite Fachkraft für die Hälfte der wöchent-
lichen Öffnungszeit in mittleren Kindergartengrup-
pen und mittleren Hortgruppen sowie

3.	zwei Fachkräfte in Regel-Krippengruppen, Regel-
Kindergartengruppen, integrativen Kindergarten-
gruppen, Naturgruppen, Regel-Hortgruppen und 
altersgemischten Gruppen.

(2) Um den Nachweis der Einhaltung des Betreu-
ungsschlüssels erbringen zu können, hat der Ein-
richtungsträger auf geeignete Weise täglich festzu-
halten, welche Fachkräfte in der direkten Arbeit mit 
den Kindern tätig waren.

(3) Der Einrichtungsträger meldet dem örtlichen 
Träger unverzüglich, wenn der Betreuungsschlüssel 
in einer Gruppe über einen Zeitraum von mehr als 
fünf aufeinanderfolgenden Betreuungstagen nicht 
sichergestellt worden ist oder absehbar nicht wird 
sichergestellt werden können.  

(4) Unabhängig von dem Betreuungsschlüssel muss 
die Zahl der anwesenden Fachkräfte stets die Anzahl 
der Gruppen übersteigen.  Eine nach § 28 Absatz 1 
qualifizierte Fachkraft muss jederzeit anwesend sein.

§ 27 
Offene Arbeit und Randzeitengruppen

Die Vorschriften über geförderte Gruppen, zur Grup-
pengröße und zum Betreuungsschlüssel gelten für 
Kindertageseinrichtungen mit offener Arbeit und 
Randzeitengruppen (§ 10 Absatz 2 Satz 3) entspre-
chend. Randzeitengruppen gelten nicht als Gruppen 

im Sinne des § 29 Absatz 2 und des § 39 Absatz 2; 
§ 29 Absatz 1 findet auf sie keine Anwendung.

§ 28 
Personalqualifikation

(1) Die Leitungskraft der Kindertageseinrichtung, die 
stellvertretende Leitungskraft und die erste Fachkraft 
in der Gruppe müssen

1.	Absolventinnen oder Absolventen der Bachelor-
studiengänge Kindheitspädagogik oder Sozialpä-
dagogik oder gleich- oder höherwertiger Studien-
gänge,

2.	staatlich anerkannte Erzieherinnen oder Erzieher,

3.	staatlich anerkannte Heilpädagoginnen oder Heil-
pädagogen oder

4.	staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerinnen 
oder Heilerziehungspfleger 

sein. 

(2) Die zweite Fachkraft in der Gruppe muss sozial-
pädagogische Assistentin oder Assistent sein oder 
über eine gleich- oder höherwertige pädagogische 
Ausbildung mit Schwerpunkt im frühpädagogischen 
Bereich verfügen. 

(3) Den Personen nach Absatz 1 und Absatz 2 gleich-
gestellt sind solche, die aufgrund ihrer Ausbildung 
und ihrer praktischen Erfahrung in einem frühpädago-
gischen Arbeitsbereich vergleichbar qualifiziert sind.

(4) Bei Förderung von Kindern mit Behinderung oder 
von Behinderung bedrohten Kindern muss die not-
wendige zusätzliche Förderung dieser Kinder durch 
heilpädagogische Kräfte nach Absatz 1 Nummer 3 
und 4 oder vergleichbar qualifizierte Kräfte gewähr-
leistet sein. 

(5) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung nähere Bestimmungen über die Gleich- 
und Höherwertigkeit der Studiengänge nach Absatz 1 
Nummer 1 und der Ausbildungen nach Absatz 2 so-
wie die vergleichbaren Qualifikationen nach Absatz 3 
und 4 zu treffen.

§ 29 
Verfügungszeiten und Leitungsfreistellung

(1) Der Einrichtungsträger hat bei der Personalpla-
nung einen Anteil von mindestens 7,8 Stunden je 
Woche und Gruppe an der Arbeitszeit des pädagogi-
schen Personals für Verfügungszeiten, insbesondere 
für die Vor- und Nachbereitung, die Zusammenar-
beit mit den Erziehungsberechtigten, dienstliche Be-
sprechungen, die Anleitung von Praktikantinnen und 
Praktikanten und die Zusammenarbeit mit anderen 
Institutionen zu berücksichtigen. 

(2) In Kindertageseinrichtungen mit einer Gruppe 
ist die leitende Fachkraft zu einem Fünftel, in Kin-
dertageseinrichtungen mit zwei Gruppen für zwei 
Fünftel, in Kindertageseinrichtungen mit drei Grup-
pen für drei Fünftel, in Kindertageseinrichtungen 
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mit vier Gruppen für vier Fünftel einer Vollzeitstelle 
und in Kindertageseinrichtungen mit fünf oder mehr 
Gruppen vollständig vom Gruppendienst freizustel-
len. In Kindertageseinrichtungen mit sechs Gruppen 
ist die stellvertretende Leitungskraft für ein Zehntel, 
in Kindertageseinrichtungen mit sieben Gruppen für 
zwei Zehntel, in Kindertageseinrichtungen mit acht 
Gruppen für drei Zehntel, in Kindertageseinrichtun-
gen mit neun Gruppen für vier Zehntel und in Kin-
dertageseinrichtungen mit zehn Gruppen oder mehr 
für die Hälfte einer Vollzeitstelle vom Gruppendienst 
freizustellen. Der Einrichtungsträger kann Zeitanteile 
an andere qualifizierte pädagogische Fachkräfte mit 
herausgehobenen Aufgaben in der Einrichtung über-
tragen. Kleine Krippen-, Kindergarten- und Hortgrup-
pen zählen für diese Berechnung als halbe Gruppen; 
die Anzahl der Gruppen wird auf ganze Gruppen 
abgerundet.

§ 30 
Verpflegung

(1) Die angebotene Verpflegung muss ausgewogen 
sein und eine ausreichende Versorgung der Kinder 
mit Nährstoffen gewährleisten. Es sind energiearme 
Getränke bereitzustellen. Bedürfnisse von Kindern 
mit Lebensmittelunverträglichkeiten oder Allergien 
sowie religiöse Essgewohnheiten sind angemessen 
zu berücksichtigen.

(2) Der Einrichtungsträger stellt sicher, dass Kindern, 
die täglich sechs Stunden oder länger gefördert wer-
den, eine Mittagsverpflegung zur Verfügung steht. 

(3) Hortgruppen müssen eine Mittagsverpflegung 
sicherstellen, wenn die Verpflegung nicht über ein 
schulisches Angebot gewährleistet ist.

§ 31 
Elternbeiträge

(1) Die zu entrichtenden Elternbeiträge dürfen mo-
natlich

1.	7,21 Euro für Kinder, die das dritte Lebensjahr zu 
Beginn des Monats noch nicht vollendet haben, und 

2.	5,66 Euro für ältere Kinder 

pro wöchentlicher Betreuungsstunde nicht überstei-
gen. Für Eingewöhnungszeiten mit geringerem zeitli-
chen Betreuungsumfang sind die Höchstbeträge für 
den regulären Betreuungsumfang maßgeblich. 

(2) Neben den Elternbeiträgen kann der Einrichtungs-
träger angemessene Verpflegungskostenbeiträge und 
Auslagen für Ausflüge verlangen. Die Kalkulation der 
Verpflegungskostenbeiträge ist der Elternvertretung 
und dem Beirat offenzulegen. 

§ 32 
Elternvertretung und Beirat

(1) Der Einrichtungsträger lädt im Kindergartenjahr 
zu mindestens einer Elternversammlung auf Grup-
pen- oder Einrichtungsebene pro Halbjahr ein. Bis 
zum 30. September jeden Jahres werden auf der 

Elternversammlung oder den Elternversammlungen 
eine Elternvertretung sowie die Delegierten für die 
Wahl der Kreiselternvertretung nach § 4 Absatz 1 
gewählt. Die Zahl der Delegierten entspricht der Zahl 
der Gruppen der Einrichtung; Randzeitengruppen 
bleiben unberücksichtigt. Die Eltern haben gemein-
sam eine Stimme pro Kind. Der Einrichtungsträger 
gestaltet gemeinsam mit den Eltern das Wahlverfah-
ren. Er meldet die gewählte Elternvertretung und die 
gewählten Delegierten an die Kreis- und Landesel-
ternvertretung.  Die Elternvertretung wählt aus ihrer 
Mitte eine Sprecherin oder einen Sprecher und eine 
Stellvertretung. 

(2) Die Elternvertretung vertritt die Interessen der 
Erziehungsberechtigten gegenüber dem Einrich-
tungsträger und wirkt auf eine angemessene Be-
teiligung von Eltern mit Migrationshintergrund und 
die Berücksichtigung ihrer Interessen hin. Sie ist 
an den wesentlichen inhaltlichen und organisatori-
schen Entscheidungen der Kindertageseinrichtung 
rechtzeitig zu beteiligen, die insbesondere die Wei-
terentwicklung der pädagogischen Konzeption, die 
Aufnahmekriterien, die Öffnungs- und Schließzeiten, 
die Elternbeiträge oder die Verpflegung betreffen. Der 
Einrichtungsträger unterstützt die Arbeit der Eltern-
vertretung, insbesondere deren Kommunikation mit 
den Erziehungsberechtigten, und gibt ihr die für eine 
wirkungsvolle Beteiligung erforderlichen Auskünfte 
unter Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Be-
stimmungen und der Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse. Er hat die schriftlichen Stellungnahmen der 
Elternvertretung bei seinen Entscheidungen ange-
messen zu berücksichtigen und auf einvernehmliche 
Lösungen hinzuwirken.  

(3) Soweit die Zusammenarbeit nicht in einem an-
deren geeigneten Format sichergestellt ist, richtet 
der Einrichtungsträger einen Beirat ein, der zu glei-
chen Teilen mit Vertreterinnen und Vertretern des 
Einrichtungsträgers, der Standortgemeinde und der 
pädagogischen Kräfte sowie Mitgliedern der Eltern-
vertretung zu besetzen ist. Absatz 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 33 
Nutzung der Kita-Datenbank

(1) Der Einrichtungsträger nutzt die Kita-Datenbank 
nach § 3. Er stellt einen Antrag auf Aufnahme der 
Kindertageseinrichtung in das Onlineportal, pflegt 
die Daten, nimmt am Voranmeldesystem teil und 
übermittelt über das Verwaltungssystem monatlich 
folgende Daten mit Stand zum monatlichen Stichtag:

1.	die bestehenden Randzeitengruppen unter An-
gabe der Gruppenart und Gruppengröße,

2.	die personenbezogenen Daten nach § 3 Absatz 4 
Satz 1 aller geförderten Kinder.

(2) Soweit sich der Förderanspruch des Einrichtungs-
trägers nach § 36 Absatz 2 auf einen monatlichen 



Nr. 18	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2019; Ausgabe 23. Dezember 2019	 771

pauschalen Fördersatz pro betreutem Kind richtet, 
hat der Einrichtungsträger auf Verlangen die in An-
spruch genommenen Betreuungszeiten der einzelnen 
Kinder nachzuweisen.

§ 34 
Förderung in einem anderen Bundesland

Für Einrichtungen in einem anderen Bundesland 
kann der örtliche Träger durch Vertrag mit dem Ein-
richtungsträger bei entsprechender Anpassung des 
Fördersatzes Ausnahmen von den Fördervorausset-
zungen dieses Teils zulassen, wenn dort auf Wunsch 
der Eltern einzelne Kinder aus Schleswig-Holstein 
gefördert werden sollen und die Einrichtung nach den 
Vorschriften des anderen Bundeslandes mit öffentli-
chen Mitteln gefördert wird. Der örtliche Träger stellt 
sicher, dass die Eltern keine nach § 31 unzulässig 
hohen Elternbeiträge zu zahlen haben. 

§ 35 
Prüfung der Fördervoraussetzungen, 

Rückforderung von Fördermitteln

(1) Der örtliche Träger prüft anlassbezogen und durch 
Stichproben, ob die Fördervoraussetzungen weiter 
vorliegen. Er kann sich zum Nachweis der Förder-
voraussetzungen Belege vorlegen lassen und örtliche 
Erhebungen durchführen.

(2) Stellt der örtliche Träger einen Verstoß gegen die 
Fördervoraussetzungen fest, soll er dem Einrichtungs-
träger eine angemessene Frist zur Beseitigung des 
Mangels setzen und kann nach fruchtlosem Ablauf 
der Frist den Bescheid nach § 13 Absatz 6 Satz 1, 
erster Halbsatz als letztes Mittel mit Wirkung zum 
übernächsten Kalendermonat zurücknehmen oder 
widerrufen. 

(3) Der örtliche Träger soll die Fördermittel für Mo-
nate, für die der Einrichtungsträger für eine Gruppe 
nicht auf Verlangen nachweist, dass er 

1.	keine unzulässig hohen Elternbeiträge verlangt hat,

2.	die zulässige Gruppengröße nach § 25 und die 
Voraussetzungen des § 26 Absatz 4 stets einge-
halten hat

vollständig zurückfordern.

(4) Weist der Einrichtungsträger nicht auf Verlan-
gen nach, dass er den Betreuungsschlüssel nach 
§ 26 Absatz 1 an mindestens 85 Prozent der Öff-
nungstage eingehalten hat, soll der örtliche Träger 
die Fördermittel anteilig für die Tage zurückfordern, 
für die die Einhaltung des Betreuungsschlüssels nicht 
nachgewiesen ist. Für Zeiten, in denen die Gruppe 
außerplanmäßig geschlossen ist, soll der örtliche 
Träger die Fördermittel anteilig zurückfordern; dabei 
lässt er eine durch unaufschiebbare Baumaßnahmen 
oder höhere Gewalt erzwungene Schließung von bis 
zu vier Wochen im Kalenderjahr unberücksichtigt, 
wenn der Einrichtungsträger etwaige Ersatzansprü-
che gegen einen Dritten an ihn abtritt. 

(5) Der örtliche Träger kann die Fördermittel ganz 
oder teilweise für die Zeiträume zurückfordern, für 
die der Einrichtungsträger andere Fördervorausset-
zungen dieses Teils nicht auf Verlangen nachweist. 

(6) Die Rückforderung ist nur bis zum vorletzten Kin-
dergartenjahr zulässig, es sei denn, der Einrichtungs-
träger hat zum Rückforderungsgrund vorsätzlich oder 
fahrlässig falsche Angaben gemacht.

Teil 5 
Fördersätze für Kindertageseinrichtungen nach 

dem Standardqualitätskostenmodell

§ 36  
Gruppenfördersatz und Fördersatz pro Kind,  

Verordnungsermächtigung

(1) Der Förderanspruch des Einrichtungsträgers rich-
tet sich auf einen monatlichen pauschalen Gruppen-
fördersatz. Dieser setzt sich aus dem Personalkosten-
anteil nach § 37, dem Sachkostenanteil nach § 38 
und dem gruppenbezogenen Leitungszuschlag nach 
§ 39 abzüglich der Abzüge nach § 40 zusammen. 
Der Gruppenfördersatz ist bis unter 0,50 Euro abzu-
runden sowie von 0,50 Euro an aufzurunden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 richtet sich der Förder-
anspruch des Einrichtungsträgers auf einen monat-
lichen pauschalen Fördersatz pro zum monatlichen 
Stichtag betreutem Kind nach Maßgabe von § 41, 

1.	wenn die Plätze der Gruppe ganz oder teilweise 
den Kindern von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern eines oder mehrerer Betriebe vorbehalten 
sind,

2.	 in Gebieten, in denen von der Optionsklausel des 
§ 14 Gebrauch gemacht worden ist,

3.	wenn sich die Einrichtung außerhalb Schleswig-
Holsteins befindet und keine abweichende Verein-
barung zwischen dem Einrichtungsträger und den 
örtlichen Trägern des Einzugsgebietes besteht,

4.	wenn dies zwischen dem örtlichen Träger und 
dem Einrichtungsträger mit Zustimmung der kreis-
angehörigen Standortgemeinde vereinbart ist oder 

5.	soweit Kinder in Randzeitengruppen gefördert 
werden.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 4 ist ein 
Widerruf nach § 13 Absatz 6 Satz 3 nicht zulässig.

(3) Der Anspruch richtet sich gegen den örtlichen 
Träger, auf dessen Gebiet sich die Kindertageseinrich-
tung befindet. Im Fall des Absatz 2 Nummer 3 richtet 
sich der Anspruch gegen den jeweiligen örtlichen 
Träger, der nach den Vorschriften der §§ 86, 86c 
oder 86d SGB VIII für das jeweilige geförderte Kind 
zuständig ist. Sofern nicht abweichend vereinbart, 
erfolgt die Auszahlung jeweils bis zum Monatsende.

(4) Das Ministerium stellt die Fördersätze nach Ab-
satz 1 und 2 durch Rechtsverordnung fest.
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§ 37 
Personalkostenanteil

(1) Zur Ermittlung des Personalkostenanteils wird der 
Personalbedarf für die erste Fachkraft in der Gruppe 
mit den monatlichen Gehaltskosten für die Entgelt-
gruppe S 8a und gegebenenfalls der Personalbedarf 
für die zweite Fachkraft in der Gruppe mit den mo-
natlichen Gehaltskosten für die Entgeltgruppe S 3 
des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst, be-
sonderer Teil für den Sozial- und Erziehungsdienst, 
vom 13. September 2005, zuletzt geändert durch 
Tarifvertrag vom 18. April 2018, (TVöD-SuE) mul-
tipliziert. Bei eingruppigen Einrichtungen gilt Satz 1 
mit der Maßgabe, dass für die zweite Fachkraft eben-
falls die Entgeltgruppe S 8a zugrunde zu legen ist. 
Für die Berechnung der Gehaltskosten werden die 
Brutto-Monatsbezüge der Stufe 5 mit dem Faktor 1,3 
multipliziert. 

(2) Der Personalbedarf nach Absatz 1 entspricht den 
Vollzeitäquivalenten, die unter Berücksichtigung der 
Mindestzeitanteile für Verfügungszeiten nach § 29 
Absatz 1 und der durchschnittlichen Ausfallzeit der 
Fachkraft durch Urlaub, Krankheit, Fortbildung und 
andere Gründe zur Erfüllung des Mindestbetreuungs-
schlüssels der Gruppe nach § 25 über die jeweilige 
Gruppenöffnungszeit erforderlich sind. Die durch-
schnittliche Ausfallzeit entspricht der Summe von 
234 Stunden und der mit 7,8 Stunden multiplizierten 
Differenz zwischen 20 Schließtagen und der Zahl an 
planmäßigen Schließtagen der Gruppe.

§ 38 
Sachkostenanteil

(1) Der Anteil für das nichtpädagogische Personal 
und Sachkosten (Sachkostenanteil) setzt sich zu-
sammen aus

1.	einem Gemeinkostenzuschlag in Höhe von 15 Pro-
zent des Personalkostenanteils nach § 37 Absatz 1,

2.	einem Zwölftel des Sachkostenbasiswerts von 
6.500 Euro für das Jahr 2020 multipliziert mit 
dem Personalbedarf nach § 37 Absatz 2 und

3.	einem Zwölftel des Sachkostenzuschlags von 
146,70 Euro für das Jahr 2020 pro Platz; maß-
geblich sind die Gruppengrößen nach § 25 Ab-
satz 1 Satz 1, für altersgemischte Gruppen und 
integrative Gruppen werden fünfzehn Plätze, für 
altersgemischte Naturgruppen zwölf Plätze zu-
grunde gelegt.

(2) Für Naturgruppen verringert sich der Sachkosten-
basiswert um die Hälfte. Der Sachkostenbasiswert 
verringert sich jeweils um 5 Prozent, wenn

1.	der Einrichtungsträger den Mindestraumbedarf 
nach § 23 Absatz 1 Satz 1 um bis zu zehn Pro-
zent unterschreitet (§ 23 Absatz 1 Satz 4),

2.	der Einrichtungsträger die räumlichen Anforderun-
gen nach § 23 Absatz 2 um bis zu zehn Prozent 
unterschreitet (§ 23 Absatz 2 Satz 2) oder

3.	die Kindertageseinrichtung nicht über eine Au-
ßenspielfläche verfügt (§ 23 Absatz 4 Satz 2).

Der örtliche Träger kann in den Fällen der Nummer 2 
und 3 von der Geltendmachung der Verringerung 
absehen, wenn der Mindestraumbedarf nach § 23 
Absatz 1 Satz 1 wesentlich überschritten wird.

(3) Diese Regelung gilt für den Übergangszeitraum 
(§ 57 Absatz 2) und wird durch eine Regelung er-
setzt, die die Varianz in der Kostenstruktur der Ein-
richtungen berücksichtigt.

§ 39 
Leitungszuschlag

(1) Der einrichtungsbezogene Leitungszuschlag setzt 
sich zusammen aus

1.	dem Differenzbetrag zwischen den monatlichen 
Gehaltskosten einer Vollzeitkraft für die Entgelt-
gruppe, in die die Leitungskraft der Einrichtung 
nach den Bestimmungen des TVöD-SuE einzu-
gruppieren ist und den monatlichen Gehaltskosten 
für die Entgeltgruppe S 8a,

2.	dem Differenzbetrag zwischen den monatlichen 
Gehaltskosten einer Vollzeitkraft für die Entgelt-
gruppe, in die die stellvertretende Leitungskraft 
nach den Bestimmungen des TVöD-SuE einzu-
gruppieren ist und den monatlichen Gehaltskosten 
für die Entgeltgruppe S 8a, 

3.	dem Personalbedarf (Vollzeitäquivalente), der zur 
Umsetzung der Leitungsfreistellung nach § 29 Ab-
satz 2 erforderlich ist, multipliziert mit den monat-
lichen Gehaltskosten für die Entgeltgruppe S 8a, 

4.	einem Zuschlag für die Personalgemeinkosten von 
fünfzehn Prozent auf die Differenzbeträge nach 
Nummer 1 und 2 und die Personalkosten nach 
Nummer 3 und

5.	einem Zwölftel des Sachkostenbasiswerts nach 
§ 38 Absatz 1 Nummer 2 multipliziert mit dem 
Personalbedarf nach Nummer 3. 

§ 37 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Zur Ermittlung des gruppenbezogenen Leitungs-
zuschlags wird der einrichtungsbezogene Leitungs-
zuschlag durch die Anzahl der Gruppen in der Ein-
richtung geteilt.

§ 40 
Abzüge

(1) Zur Berechnung des monatlichen pauschalen 
Gruppenfördersatzes sind für Krippengruppen und 
integrative Gruppen 93 Prozent, für andere Gruppen 
96 Prozent der bei Ausschöpfung der Höchstbeträge 
für Elternbeiträge nach § 31 Absatz 1 zu erwartenden 
Einnahmen in Abzug zu bringen; für altersgemischte 
Gruppen ist von einem Höchstbetrag von 6,18 Euro 
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monatlich pro wöchentlicher Betreuungsstunde aus-
zugehen. Maßgeblich sind die Gruppengrößen nach 
§ 25 Absatz 1 Satz 1, für altersgemischte Gruppen 
und integrative Gruppen werden fünfzehn Plätze, für 
altersgemischte Naturgruppen zwölf Plätze zugrunde 
gelegt.

(2) Für jedes geförderte Kind, für das nach den Vor-
schriften der §§ 86, 86c oder 86d SGB VIII ein 
örtlicher Träger außerhalb Schleswig-Holsteins zu-
ständig ist, ist ein Betrag in Höhe des monatlichen 
pauschalen Fördersatzes pro betreutem Kind nach 
§ 41 in Abzug zu bringen.

§ 41 
Fördersatz pro Kind

(1) Der monatliche pauschale Fördersatz pro betreu-
tem Kind berechnet sich in den Fällen des § 36 
Absatz 2 Nummer 1 bis 4, indem der Gruppenförder-
satz nach § 36 Absatz 1 ohne Berücksichtigung der 
Abzüge nach § 40 mit dem Faktor nach Absatz 4 
multipliziert und durch die Gruppengröße geteilt wird 
und von diesem Quotienten 99 Prozent der bei Aus-
schöpfung der Höchstbeträge für Elternbeiträge nach 
§ 31 Absatz 1 zu erwartenden Einnahmen pro Kind 
in Abzug gebracht werden. 

(2) Der monatliche pauschale Fördersatz pro betreu-
tem Kind berechnet sich im Fall des § 36 Absatz 2 
Nummer 5, indem der Personalkostenanteil nach § 37 
zuzüglich des Gemeinkostenzuschlags nach § 38 
Absatz 1 Nummer 1 mit dem Faktor nach Absatz 4 
multipliziert und durch die Gruppengröße geteilt wird 
und von diesem Quotienten 99 Prozent der bei Aus-
schöpfung der Höchstbeträge für Elternbeiträge nach 
§ 31 Absatz 1 zu erwartenden Einnahmen pro Kind 
in Abzug gebracht werden. 

(3) Maßgeblich sind jeweils die Gruppengrößen nach § 
25 Absatz 1 Satz 1, für altersgemischte Gruppen und 
integrative Gruppen werden fünfzehn Plätze, für alters-
gemischte Naturgruppen zwölf Plätze zugrunde gelegt.

(4) Der Faktor beträgt für Krippengruppen und integ-
rative Gruppen 1,064 und für andere Gruppen 1,031. 

(5) Der Fördersatz ist bis unter 0,50 Euro abzurunden 
sowie von 0,50 Euro an aufzurunden.

§ 42 
Ausgleich für Platzzahlreduzierungen

Der Einrichtungsträger hat gegen den örtlichen Träger 
einen monatlichen Anspruch auf einen Ausgleich in 
Höhe eines Elternbeitrags für jeden Platz, um den er 
die Gruppengröße nach § 25 Absatz 3 oder Absatz 4 
verringert. Maßgeblich sind der monatliche Stichtag 
und die Höchstbeträge nach § 31 Absatz 1. In den 
Fällen des § 36 Absatz 2 erhält der Träger für das 
Kind zudem den doppelten monatlichen pauschalen 
Fördersatz.

Teil 6 
Kindertagespflege

§ 43 
Abgrenzung zur Kindertageseinrichtung

(1) Kindertagespflege ist die regelmäßige familienall-
tagsähnliche Förderung von bis zu fünf gleichzeitig 
anwesenden Kindern und höchstens zehn Kindern in 
der Woche durch eine individuell zugeordnete Person 
in deren Haushalt, im Haushalt der Eltern oder in 
anderen geeigneten Räumen. 

(2) Sind zwei Kindertagespflegepersonen dergestalt 
nebeneinander tätig, dass sie Neben- und Funktions-
räume gemeinsam nutzen, steht dies der Familienall-
tagsähnlichkeit nicht entgegen, wenn die Förderung 
in getrennten, den jeweiligen Kindertagespflegeper-
sonen zugewiesenen Räumen erfolgt. Die individuelle 
Zuordnung wird durch Vertretungsregelungen für den 
Fall des Urlaubs oder der Krankheit der Kindertages-
pflegeperson nicht berührt.

(3) Keine Kindertagespflege im Sinne des Gesetzes ist 
die Betreuung durch Verwandte in gerader Linie und 
Verwandte in der Seitenlinie bis zum zweiten Grad.

(4) Werden mehr als fünf gleichzeitig anwesende 
Kinder oder mehr als zehn Kinder in der Woche ge-
fördert oder ist die Familienalltagsähnlichkeit oder 
individuelle Zuordnung nicht gegeben, gelten die 
Vorschriften für Kindertageseinrichtungen.

§ 44  
Gewährung einer laufenden Geldleistung

(1) Der örtliche Träger gewährt geeigneten Kinder-
tagespflegepersonen für die Förderung eines Kindes 
eine laufende Geldleistung. Diese umfasst 

1.	einen leistungsgerechten Betrag zur Anerkennung 
der Förderungsleistung pro vereinbarter Förde-
rungsstunde,

2.	eine Pauschale für den angemessenen Sachauf-
wand pro vereinbarter Förderungsstunde,

3.	die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für 
Beiträge zu einer Unfallversicherung, die hälftige 
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu ei-
ner angemessenen Alterssicherung und die hälf-
tige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen 
zu einer angemessenen Krankenversicherung und 
Pflegeversicherung.

Bei der Bemessung der laufenden Geldleistung ist 
der reguläre vereinbarte Betreuungsumfang auch für 
Eingewöhnungszeiten mit geringerem Betreuungs-
umfang maßgeblich.

(2) Hat die Kindertagespflegeperson ihren Anspruch 
auf die laufende Geldleistung an ihren Anstellungs-
träger abgetreten, zahlt der örtliche Träger die lau-
fende Geldleistung an diesen aus.

(3) Die Zahlung der laufenden Geldleistung erfolgt bis 
zur Beendigung der Förderung des Kindes auch für 



774	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2019; Ausgabe 23. Dezember 2019	 Nr. 18

Zeiten, in denen das Kind die angebotene Leistung 
nicht nutzt. Die Förderung gilt als beendet, wenn
1.	das Kind ohne vorherige Benachrichtigung der 

Kindertagespflegeperson länger als vier Wochen 
in Folge die Leistung nicht nutzt,

2.	das Kind mit vorheriger Benachrichtigung der Kin-
dertagespflegeperson länger als sechs Wochen 
in Folge die Leistung nicht nutzt, ohne dass ein 
triftiger Grund glaubhaft gemacht wird, oder

3.	das Kind die Leistung länger als acht Wochen in 
Folge nicht nutzt, es sei denn, der örtliche Träger 
sieht zur Vermeidung unbilliger Härten von der 
Beendigung der Förderung ab.

Die Zahlung der laufenden Geldleistung an gesetzli-
chen Feiertagen sowie an Heiligabend und Silvester 
regelt der örtliche Träger.
(4) Voraussetzung für die Gewährung der laufenden 
Geldleistung ist, dass der Umfang der Förderung mit 
dem Kindeswohl vereinbar ist und dass die Kinder-
tagespflegeperson
1.	über eine Erlaubnis zur Kindertagespflege verfügt, 

wenn sie nach § 43 Absatz 1 SGB VIII einer Er-
laubnis bedarf,

2.	 selbst oder durch ihren Anstellungsträger in schrift-
licher oder elektronischer Form die Daten des Kin-
des nach § 3 Absatz 4 Satz 2 übermittelt hat,

3.	mitgeteilt hat, an welchen Tagen sie keine Leis-
tung angeboten hat (Ausfallzeiten) und gegebe-
nenfalls, dass die Voraussetzungen nach Absatz 3 
Satz 2 vorliegen.

(5) Die Kindertagespflegeperson verlangt mit Aus-
nahme eines angemessenen Entgelts für die Verpfle-
gung und Auslagen für Ausflüge keine zusätzlichen El-
ternbeiträge. Entgegen Satz 1 verlangte Elternbeiträge 
werden auf die laufende Geldleistung angerechnet.
(6) Der örtliche Träger darf die Gewährung der laufen-
den Geldleistung nur von weiteren Voraussetzungen 
abhängig machen, soweit die Leistungen über die 
nach diesem Gesetz vorgeschriebenen Mindestleis-
tungen hinausgehen. 

§ 45 
Höhe der laufenden Geldleistung

(1) Die Höhe des Anerkennungsbetrages nach  
§ 44 Absatz 1 Nummer 1 und der Sachaufwandpau-
schale nach § 44 Absatz 1 Nummer 2 werden vom 
örtlichen Träger festgelegt. Bei der Kalkulation sind 
insbesondere der zeitliche Umfang der Leistung, die 
Anzahl sowie der Förderbedarf der betreuten Kinder, 
die Qualifikation der Kindertagespflegeperson sowie 
Ausfallzeiten zu berücksichtigen.
(2) Die Kindertagespflegeperson erhält den doppelten 
Anerkennungsbetrag und eine erhöhte Sachaufwand-
pauschale für 
1.	ein Kind, das zu Beginn des Monats den neunten 

Lebensmonat noch nicht vollendet hat, oder

2.	ein Kind mit Behinderung oder ein von Behinde-
rung bedrohtes Kind, für das der örtliche Träger 
aufgrund des zusätzlichen Betreuungsaufwands 
unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Teil-
habeplanung nach dem Neunten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB IX) oder der Hilfeplanung nach 
dem SGB VIII sowie der Zusammensetzung der 
geförderten Kinder einen entsprechenden Bedarf 
festgestellt hat, 

wenn sie die Zahl der gleichzeitig geförderten Kinder 
ausgehend von der Kinderzahl laut Kindertagespfle-
geerlaubnis um ein Kind verringert.

§ 46 
Mindesthöhen für den Anerkennungsbetrag

(1) Der Anerkennungsbetrag pro Kind und Stunde 
beträgt mindestens 4,73 Euro. 

(2) Weist die Kindertagespflegeperson nach, dass 
sie vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforde-
rungen der Kindertagespflege in einem qualifizierten 
Lehrgang mit mindestens 300 Unterrichtsstunden 
erworben hat oder über eine pädagogische Berufs-
ausbildung verfügt, beträgt der Anerkennungsbetrag 
mindestens 5,05 Euro. 

§ 47 
Mindesthöhen für die Sachaufwandpauschale

(1) Die Pauschale für den angemessenen Sachauf-
wand pro Kind und Stunde beträgt mindestens 

1.	1,10 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haus-
halt der Kindertagespflegeperson geleistet wird, 

2.	1,33 Euro, wenn die Kindertagespflege in anderen 
geeigneten Räumen geleistet wird und

3.	0,06 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haus-
halt der Eltern geleistet wird.

(2) Die erhöhte Sachaufwandpauschale nach § 45 
Absatz 2 beträgt mindestens

1.	2,08 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haus-
halt der Kindertagespflegeperson geleistet wird, 

2.	2,54 Euro, wenn die Kindertagespflege in anderen 
geeigneten Räumen geleistet wird und

3.	das Doppelte des Betrags nach Absatz 1 Nummer 3, 
wenn die Kindertagespflege im Haushalt der El-
tern geleistet wird.

§ 48 
Betreuungsmöglichkeit für Ausfallzeiten  

der Kindertagespflegeperson

Der örtliche Träger stellt durch geeignete Maßnah-
men sicher, dass für Ausfallzeiten der Kindertages-
pflegepersonen stets eine andere Betreuungsmög-
lichkeit für das Kind zur Verfügung steht. Zwischen 
dem Kind und der Vertretungsperson soll im Vorfeld 
der Vertretungssituation eine sichere Bindung aufge-
baut werden. Die Zahlung der laufenden Geldleistung 
darf nicht davon abhängig gemacht werden, dass die 
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Kindertagespflegeperson die Betreuungsmöglichkeit 
für Ausfallzeiten sicherstellt.

§ 49 
Fortbildung und Förderung  
von Zusammenschlüssen

Der örtliche Träger hat für ausreichende Beratungs- 
und Fortbildungsangebote für Kindertagespflegeper-
sonen Sorge zu tragen. Er soll Zusammenschlüsse 
von Kindertagespflegepersonen beraten, unterstüt-
zen und fördern.

§ 50 
Kostenbeteiligung

Für die Inanspruchnahme der Förderung in Kinder-
tagespflege kann der örtliche Träger Kostenbeiträge 
festsetzen. § 31 ist entsprechend anzuwenden.

Teil 7 
Finanzierungsbeiträge des Landes und der  
Wohngemeinden und Anpassungsverfahren 

§ 51 
Finanzierungsbeitrag der Wohngemeinde

(1) Die Gemeinde, in der das Kind zum monatlichen 
Stichtag seine alleinige oder Hauptwohnung hat, 
zahlt an den örtlichen Träger einen monatlichen Fi-
nanzierungsbeitrag, wenn das Kind zum monatlichen 
Stichtag

1.	 im Gebiet des örtlichen Trägers in einer Kinder-
tageseinrichtung, die Fördermittel nach diesem 
Gesetz erhält, gefördert wird, oder

2.	 in Kindertagespflege oder in einer Kindertagesein-
richtung außerhalb Schleswig-Holsteins gefördert 
wird und der örtliche Träger nach den Vorschriften 
der §§ 86, 86c oder 86d SGB VIII zuständig ist.

(2) Der Finanzierungsbeitrag beträgt im Jahr 2020 
40,52 Prozent, im Jahr 2021 40,51 Prozent und ab 
dem Jahr 2022 39,01 Prozent des Pauschalsatzes 
pro Kind nach § 53 Absatz 1 oder Absatz 2.

(3) Der Finanzierungsbeitrag ist bis zum Monatsende 
zu zahlen.

§ 52 
Finanzierungsbeitrag des Landes

(1) Das Land zahlt dem örtlichen Träger einen mo-
natlichen Finanzierungsbeitrag für 

1.	 jedes Kind, das zum monatlichen Stichtag im Ge-
biet des örtlichen Trägers in einer Kindertagesein-
richtung, die Fördermittel nach diesem Gesetz 
erhält, gefördert wird, es sei denn, es ist nach den 
Vorschriften der §§ 86, 86c oder 86d SGB VIII 
ein örtlicher Träger außerhalb Schleswig-Holsteins 
zuständig,

2.	 jedes zum monatlichen Stichtag in einer Kinder-
tageseinrichtung außerhalb Schleswig-Holsteins 
oder in Kindertagespflege geförderte Kind, für das 
er nach den Vorschriften der §§ 86, 86c oder 86d 
SGB VIII zuständig ist.

(2) Der Finanzierungsbeitrag wird berechnet, indem von 
dem Pauschalsatz pro Kind nach § 53 Absatz 1 oder 
Absatz 2 der Finanzierungsbeitrag der Wohngemeinde 
nach § 51 Absatz 2 sowie der nach § 31 Absatz 1 
höchstens zulässige Elternbeitrag abgezogen werden.

(3) Der Finanzierungsbeitrag ist bis zum Monatsende 
zu zahlen.

§ 53 
Pauschalsatz pro Kind

(1) Der Pauschalsatz pro Kind für Kindertagesein-
richtungen wird berechnet, indem 

1.	 für unterdreijährige Kinder der durchschnittliche 
Gruppenfördersatz für eine Regel-Krippengruppe 
ohne Abzüge nach § 40 und ein Anteil von 7,53 
Prozent der bei Ausschöpfung der Höchstbe-
träge für Elternbeiträge nach § 31 Absatz 1 zu 
erwartenden Einnahmen addiert werden und die 
Summe durch zehn geteilt wird. 

2.	 für überdreijährige Kinder der durchschnittliche 
Gruppenfördersatz für eine Regel-Kindergarten-
gruppe ohne Abzüge nach § 40 und ein Anteil von 
4,17 Prozent der bei Ausschöpfung der Höchst-
beträge für Elternbeiträge nach § 31 Absatz 1 zu 
erwartenden Einnahmen addiert werden und die 
Summe durch zwanzig geteilt wird. 

Als durchschnittlicher Gruppenfördersatz gilt jeweils 
der aus den Gruppenfördersätzen einer eingruppi-
gen Einrichtung bis hin zu einer Einrichtung mit acht 
Gruppen derselben Gruppenart gebildete Mittelwert 
unter Berücksichtigung einer Schließzeit von fünf-
zehn Tagen pro Jahr. 

(2) Der Pauschalsatz pro Kind für die Kindertages-
pflege beträgt 33,52 Euro pro wöchentlicher För-
derungsstunde. 

(3) Für die Berechnung der Pauschalsätze pro Kind 
werden die jeweilige auf eine halbe Stunde abge-
rundete wöchentliche Förderungszeit des Kindes, in 
Kindertageseinrichtungen einschließlich einer Förde-
rung in einer Randzeitengruppe, zugrunde gelegt. 

§ 54 
Verordnungsermächtigung zur Feststellung der 

Finanzierungsbeiträge

Das Ministerium stellt die Höhe der Finanzierungsbei-
träge nach § 51 Absatz 2 und § 52 Absatz 2 durch 
Rechtsverordnung fest.

§ 55 
Anpassung

Das Ministerium hat durch Rechtsverordnung den 
Sachkostenbasiswert nach § 38 Absatz 1 Nummer 2, 
den Sachkostenzuschlag nach § 38 Absatz 1 Num-
mer 3, die Mindesthöhen für den Anerkennungs-
betrag nach § 46 und die Sachaufwandpauschale 
nach § 47 sowie den Pauschalsatz pro Kind für die 
Kindertagespflege nach § 53 Absatz 2 zum Beginn 
des Kalenderjahres zu ändern. Der Sachkostenbasis-
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wert, der Sachkostenzuschlag und die Mindesthöhen 
für die Sachkostenpauschale nach § 47 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 und Absatz 2 Nummer 1 und 2 sind 
jährlich um zwei Prozent, die Mindesthöhen für den 
Anerkennungsbetrag jährlich um 2,26 Prozent und 
der Pauschalsatz pro Kind für die Kindertagespflege 
jährlich um 2,11 Prozent zu erhöhen. Die Mindesthöhe 
für die Sachkostenpauschale nach § 47 Absatz 1 
Nummer 3 ist alle fünf Jahre um 0,01 Euro zu erhö-
hen. Der Sachkostenbasiswert und der Sachkosten-
zuschlag sind bis unter 0,50 Euro abzurunden sowie 
von 0,50 Euro an aufzurunden. Die Mindesthöhen 
für den Anerkennungsbetrag und die Sachaufwand-
pauschale sind kaufmännisch zu runden.

§ 56 
Fachgremium

(1) Das Ministerium richtet ein Fachgremium ein, das 
Vorschläge zur Anpassung 
1.	der Fördervoraussetzungen nach Teil 4,
2.	des Personalkostenanteils nach § 37, des Sachko-

stenanteils nach § 38 und des Leitungszuschlags 
nach § 39,

3.	des Abzugs nach § 40 Absatz 1 Satz 2,
4.	des Ausgleichs für Platzzahlreduzierungen nach 

§ 42, 
5.	der Mindesthöhen für die Sachaufwandpauschale 

und den Anerkennungsbetrag für Kindertagespfle-
gepersonen nach § 46 und § 47,

6.	der Finanzierungsbeiträge der Wohngemeinden 
und des Landes nach Teil 7 und

7.	der Anpassungsraten nach Absatz 1
erarbeitet. 
(2) Dem Fachgremium gehören Vertreterinnen und 
Vertreter des Ministeriums, der kommunalen Lan-
desverbände, der Landeselternvertretung und von 
Verbänden von Einrichtungsträgern und Kinderta-
gespflegepersonen, die einen wesentlichen Teil der 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflegeper-
sonen in Schleswig-Holstein repräsentieren, an. Das 
Fachgremium soll sicherstellen, dass die Belange der 
Beschäftigten berücksichtigt werden.
(3) Das Fachgremium legt seine Vorschläge zur Anpas-
sung jährlich bis zum 31. März dem Ministerium vor.

Teil 8 
Übergangsvorschriften und Evaluation

§ 57 
Übergangsvorschriften

(1) Der bei der Personalplanung zu berücksichti-
gende Anteil für Verfügungszeiten beträgt bis zum 
31. Dezember 2020 abweichend von § 29 Absatz 1 
mindestens 7,3 Stunden je Woche und Gruppe. § 29 
Absatz 2 Satz 2 findet bis zum 31. Dezember 2020 
keine Anwendung.
(2) Bis zum 31. Dezember 2024 (Übergangszeitraum) 
gelten folgende abweichende Bestimmungen:

1.	Der Förderanspruch nach § 15 Absatz 1 sowie 
der Anspruch auf einen Ausgleich für Platzzahl-
reduzierungen nach § 42 steht der jeweiligen 
Standortgemeinde zu, es sei denn, die Einrichtung 
befindet sich außerhalb Schleswig-Holsteins. Der 
Anspruch besteht unabhängig von einer Förde-
rung über Investitionsförderprogramme. 

2.	Wird die Einrichtung nicht von der Standortge-
meinde betrieben, hat der Einrichtungsträger 
unter den Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 
einen Anspruch auf Abschluss einer Vereinbarung 
über die Finanzierung und die die Finanzierung 
betreffenden Angelegenheiten mit der Standort-
gemeinde. Die Vereinbarung kann insbesondere 
eine Fehlbedarfsfinanzierung vorsehen und muss 
den Betrieb der Kindertageseinrichtung unter Ein-
haltung der Fördervoraussetzungen nach Teil 4 
sicherstellen. Sie umfasst die Kosten der Kinder-
tagesförderung von Kindern mit und ohne Behin-
derung und von Behinderung bedrohten Kindern 
einschließlich der Kosten für Platzzahlreduzierun-
gen nach § 42. Die Vergütung für Fachleistungen 
der Eingliederungshilfe darf von dem Förderbetrag 
nicht in Abzug gebracht werden. Bei der Bemes-
sung von Eigenleistungen der Einrichtungsträger 
ist deren unterschiedliche Finanzkraft zu berück-
sichtigen. Im Rahmen der Vereinbarung sollen 
Standortgemeinde und Einrichtungsträger einen 
gemeinsamen Weg für einen im Übergangszeit-
raum angemessenen Abbau von Eigenmitteln 
des Einrichtungsträgers für die Standardqualität 
festlegen. Bestehende Vereinbarungen sind mit 
Wirkung ab dem 1. August 2020 den Anforde-
rungen nach Satz 2 bis 6 anzupassen. 

3.	§ 15 Absatz 2 und 3 und § 38 Absatz 2 Satz 2 
und 3 finden keine Anwendung.

(3) Bis zum 31. Juli 2025 gelten folgende abwei-
chende Bestimmungen:
1.	§ 19 Absatz 6 Satz 2 findet keine Anwendung, 

fehlende Qualifikationen sind innerhalb dieses 
Zeitraums nachzuholen.

2.	Einrichtungsträger, die zum 31. Juli 2020 Fach-
kräfte in der Fachberatung einsetzen, die gleich-
zeitig Dienst- oder Fachaufsicht ausüben, erhalten 
Gelegenheit, ihre Fachberatung bis zum 1. August 
2025 an die Voraussetzungen des § 20 Absatz 2 
Satz 2 anzupassen.

3.	Kindertageseinrichtungen, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits betrieben 
werden, können von den Vorgaben nach § 23 
Absatz 3 abweichen.

4.	Der örtliche Träger kann innerhalb dieses Zeitraums 
im Einzelfall befristete Ausnahmebewilligungen 
erteilen, wenn in Regel-Kindergartengruppen und 
Regel-Hortgruppen mangels zur Verfügung stehen-
der Fachkräfte nur der Betreuungsschlüssel nach  
§ 26 Absatz 1 Nummer 2 eingehalten werden 
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kann. In diesem Fall findet § 35 Absatz 4 Satz 1 
nur Anwendung, wenn der Betreuungsschlüssel 
nach § 26 Absatz 1 Nummer 2 unterschritten wird.

5.	Eine Kraft, die zum 31. Juli 2020 in einer kin-
dergartenähnlichen Einrichtung im Sinne des 
§ 1 Absatz 3 des Kindertagesstättengesetzes 
vom 12. Dezember 1991 als zweite Kraft tätig 
ist und die Anforderungen des § 28 Absatz 2 
oder 3 nicht erfüllt, darf in derselben Kindertages-
einrichtung anstelle der zweiten Fachkraft in der 
Gruppe tätig sein. In diesem Fall wird zur Ermitt-
lung des Personalkostenanteils abweichend von 
§ 37 Absatz 1 Satz 1 der Personalbedarf mit den 
monatlichen Gehaltskosten für die Entgeltgruppe 
S 2 des TVöD-SuE, multipliziert.

6.	 In Kindertageseinrichtungen einer Organisation 
einer nationalen Minderheit oder Volksgruppe 
nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung 
des Landes Schleswig-Holstein dürfen Kräfte, die 
die Anforderungen des § 28 Absatz 2 oder 3 
nicht erfüllen, anstelle der zweiten Fachkraft in 
der Gruppe tätig sein, wenn sie berufsbegleitend 
fortgebildet werden und die erste Fachkraft in der 
Gruppe die Anforderungen nach § 28 Absatz 1 
Nummer 1 erfüllt.

(4) Soweit für Kindertageseinrichtungen, die am 
1. August 2020 in den Bedarfsplan aufgenommen 
sind, kein Förderzeitraum festgelegt ist, gilt der in 
der Finanzierungsvereinbarung zwischen der Stand-
ortgemeinde und dem Einrichtungsträger vereinbarte 
Zeitraum bis zum nächsten ordentlichen Kündigungs-
termin für die Standortgemeinde als Förderzeitraum. 
Ist eine ordentliche Kündigung nicht vereinbart, gilt 
die Laufzeit der Finanzierungsvereinbarung als För-
derzeitraum, höchstens jedoch ein Zeitraum von 
dreißig Kindergartenjahren ab dem Beginn der Lauf-
zeit. Besteht keine Finanzierungsvereinbarung gilt 
ein Förderzeitraum von zwanzig Kindergartenjahren 
ab dem 1. August 2020.

§ 58 
Evaluation, Verordnungsermächtigung

(1) Das Fachgremium (§ 56) führt im Übergangs-
zeitraum (§ 57 Absatz 2) eine laufende Evaluation 
der Wirkungen dieses Gesetzes durch und legt dem 
Ministerium bis zum 31. Dezember 2023 einen um-
fassenden Bericht vor. Insbesondere sind Kriterien für 
den Nachteilsausgleich nach § 15 Absatz 2 und eine 
Regelung für die Berechnung des Sachkostenanteils 
nach Ablauf des Übergangszeitraums zu erarbeiten 
(§ 38 Absatz 3). Darüber hinaus soll der Bericht 
Aussagen zu den Auswirkungen der neuen Regelun-
gen auf die Qualität in den Einrichtungen enthalten.
(2) Zum Zwecke der Evaluation der Fördersätze mel-
den die Einrichtungsträger für die Kindergartenjahre 
2020/21, 2021/22 und 2022/23 die Betriebskosten 
ihrer Kindertageseinrichtungen und weisen dabei die-
jenigen Kosten, die über die Fördervoraussetzungen 

nach Teil 4 hinausgehende Standards oder Angebote 
betreffen, gesondert aus. 
(3) Das Nähere zum Verfahren der Evaluation nach 
Absatz 1 und 2 regelt das Ministerium durch eine 
Rechtsverordnung. Diese kann bestimmen, dass die 
Meldepflicht nach Absatz 2 auf eine geeignete Stich-
probe zu beschränken ist.

Artikel 2 
Änderung des Kindertagesstättengesetzes1)

Das Kindertagesstättengesetz vom 12. Dezember 
1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 21. November 2017 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 512), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch 
Verordnung vom 19. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 30), wird wie folgt geändert:
§ 8a wird wie folgt geändert:
1.	 In Absatz 3 Satz 1 und Satz 3 sowie in Absatz 5 

wird die Angabe „§ 8 Landesdatenschutzgesetz“ 
durch die Angabe „§ 7 Absatz 3 Landesdaten-
schutzgesetz“ ersetzt.

2.	 In Absatz 3 Satz 1 wird nach den Wörtern „ver-
arbeitet werden“ das Wort „(Kita-Datenbank)“ 
angefügt. 

3.	Folgender Absatz 6 wird angefügt:
„(6) Die Gemeinden und die örtlichen Träger der öf-

fentlichen Jugendhilfe wirken darauf hin, dass 
die Träger der Kindertageseinrichtungen an der 
Kita-Datenbank teilnehmen.“

Artikel 3 
Änderung des Jugendförderungsgesetzes2)

Das Jugendförderungsgesetz vom 5. Februar 1992 
(GVOBl. Schl.-H. S. 158, ber. S. 226), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 9. Januar 2017 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 8), Ressortbezeichnungen zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 30), wird wie folgt geändert:
1.	§ 1 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 1 
Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz dient der Ausführung des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugend-
hilfe – (SGB VIII), soweit nicht das Kindertages-
förderungsgesetz Regelungen trifft.“

2.	§ 37 wird wie folgt geändert:
a)	 Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege be-
fugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig 
anwesenden, fremden Kindern. Die Erlaubnis 
wird für eine geringere Zahl von Kindern erteilt, 
wenn insbesondere aufgrund der räumlichen 

1)	 Ändert Ges. vom 12. Dezember 1991, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 850-1

2)	 Ändert Ges. vom 5. Februar 2017, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. B 864-8
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Voraussetzungen oder unter Berücksichtigung 
des Betreuungsaufwands der im Haushalt le-
benden Kinder Zweifel daran bestehen, dass 
die Kindertagespflegeperson den Schutz von 
fünf gleichzeitig anwesenden Kindern gewähr-
leisten kann.“

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie 
folgt neu gefasst: 
„(3) Erlaubnisse zur Vollzeitpflege sollen in der 
Regel nicht für mehr als drei Kinder oder Ju-
gendliche in einer Pflegestelle erteilt werden. 
Die Erteilung von Pflegeerlaubnissen für mehr 
als fünf Kinder oder Jugendliche in einer Pfle-
gestelle ist unzulässig.“

3.	§ 41 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Das Landesjugendamt führt die Aufsicht 
über Einrichtungen nach § 45 SGB VIII. Ab-
weichend von Satz 1 sind für die Aufsicht über 
Kindertageseinrichtungen nach § 45 SGB VIII 
in den Kreisen die Landrätinnen und Landräte 
zuständig, soweit die Kreise nicht Träger der 
Einrichtungen sind; das Landesjugendamt ist 
die fachlich zuständige Aufsichtsbehörde.“

b)	 In Absatz 2 Nummer 4 wird nach dem Wort „Ge-
bühren“ das Komma durch einen Punkt ersetzt.

c)	 In Absatz 2 wird der Halbsatz „, soweit nicht 
eine Verordnung nach § 13 Absatz 2 des 
Kindertagesstättengesetzes entsprechende 
Bestimmungen trifft“ gestrichen.

4.	§ 51 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:
„(4) Bei der Benennung der Mitglieder des Lan-
desjugendhilfeausschusses sollen Artikel 9 der 
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein und 
§ 15 des Gleichstellungsgesetzes vom 13. De-
zember 1994 (GVOBl. Schl.-H. S. 562), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 464), 
Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Ver-
ordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 30), berücksichtigt werden.“ 

5.	§ 56 wird wie folgt geändert:
Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über die Errichtung 

 allgemeiner unterer Landesbehörden 
in Schleswig-Holstein3)

Das Gesetz über die Errichtung allgemeiner unterer 
Landesbehörden in Schleswig-Holstein in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. April 1996 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 406), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Februar 2011 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 50), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch 
Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 30), wird wie folgt geändert:

§ 3 Absatz 1 Ziffer 5 wird wie folgt neu gefasst: 
„5. der Aufsicht über Kindertageseinrichtungen,“

Artikel 5 
Änderung des Kommunalprüfungsgesetzes4)

Das Kommunalprüfungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 129), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 552), wird wie 
folgt geändert:
1.	§ 6 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Soweit der kommunalen Körperschaft aufgrund 
von Rechtsvorschriften oder Verträgen in Zu-
sammenhang mit dem Sozialgesetzbuch (SGB) 
Zwölftes Buch (XII) – Sozialhilfe – und dem Teil 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Reha-
bilitation und Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen – oder § 5 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom  
22. März 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 94) Prüfungs-
rechte gegenüber Dritten zustehen, kann der Lan-
desrechnungshof sie im Rahmen der Prüfung an 
ihrer Stelle wahrnehmen.“

2.	 In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„oder § 5 des Gesetzes zur Ausführung des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 22. März 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 94)“ die Wörter „oder aufgrund 
des Kindertagesförderungsgesetzes vom 12. De-
zember 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 427)“ eingefügt.

Artikel 6 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes5)

Das Finanzausgleichsgesetz vom 10. Dezember 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 473), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 612), wird wie folgt geändert:
1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

In der Überschrift zu § 28 werden die Worte „und 
Hortmittagessen“ gestrichen.

2.	§ 3 wird wie folgt geändert:
In Absatz 1 Satz 5 werden die Worte „sowie ab 
dem Jahr 2017 um 10 Millionen Euro, im Jahr 
2018 um zusätzlich 15 Millionen Euro und in den 
Jahren 2019 und 2020 um zusätzlich 20 Milli-
onen Euro für die Förderung von Kindertages-
einrichtungen und Tagespflegestellen nach § 18 
erhöht“ durch die Worte „erhöht sowie im Jahr 
2020 um 11,6 Mio. € für die Förderung von Kin-
dertageseinrichtungen und Tagespflegestellen 
nach § 18 gesenkt.“ ersetzt.

3.	§ 4 wird wie folgt geändert:
In Absatz 2 Nummer 8 wird die Angabe „100 Milli-
onen Euro in den Jahren 2019 und 2020 sowie 80 
Millionen Euro ab dem Jahr 2021“ durch die An-
gabe „58,3 Millionen Euro im Jahr 2020“ ersetzt.

4)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 28. Februar 2003, GS 
Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-15

5)	 Ändert Ges. vom 10. Dezember 2014, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 6030-3

3)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 3. April 1996, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 200-2
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4.	§ 18 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die Kreise und kreisfreien Städte erhalten bis 
zum 31. Juli 2020 aus den nach § 4 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 8 bereitgestellten Mitteln Zuweisungen zur 
Betreuung und Förderung von Kindern in Kinderta-
geseinrichtungen nach § 25 Absatz 1 des Kinderta-
gesstättengesetzes und in Tagespflegestellen nach 
§ 30 des Kindertagesstättengesetzes.“

5.	§ 26 wird wie folgt geändert: 
a)	 Absatz 1 Satz 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„Das Land leitet im Zeitraum Januar bis Juli 
2020 sieben Zwölftel der hiernach auf Schles-
wig-Holstein entfallenden Umsatzsteuermehr-
einnahmen an die Kreise und kreisfreien Städte 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen des 
Finanzausgleichs unter den Ländern weiter. 
Zusätzlich leitet das Land auch sieben Zwölf-
tel des auf Schleswig-Holstein entfallenden 
Umsatzsteueranteils an die Kreise und kreis-
freien Städte weiter, mit dem sich der Bund 
nach Maßgabe des Gesetzes zur zusätzlichen 
Förderung von Kindern unter drei Jahren in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 250) an den 
Betriebskosten beteiligt.“

b)	 Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Das Land stellt Mittel in gleicher Höhe zur 
Verfügung, wie sie nach Absatz 1 Satz 2 an 
die Kreise und kreisfreien Städte weiterzulei-
ten sind.“

6.	§ 27 erhält folgende Fassung:
„§ 27 

Zuweisungen des Landes an die Kreise 
und kreisfreien Städte für die Sprachbildung 

in Kindertageseinrichtungen
(1) Das Land stellt den Kreisen und kreisfreien 
Städten im Zeitraum Januar bis Juli 2020 für 
die Sprachbildung in Kindertageseinrichtungen 
3,5 Millionen Euro zur Verfügung. Die Mittel sind 
für Kinder mit besonderem Förderbedarf bei der 
sprachlichen Entwicklung und beim Erlernen der 
deutschen Sprache einzusetzen. Über die Bewil-
ligung der Zuweisungen entscheidet das für So-
ziales zuständige Ministerium. Bei der Verteilung 
an die einzelnen Kreise und kreisfreien Städte 

berücksichtigt es insbesondere die Zahl der be-
treuten Kinder vom vollendeten dritten Lebens-
jahr in Kindertageseinrichtungen und öffentlich 
geförderter Kindertagespflege und den Anteil der 
Kinder aus überwiegend nicht deutsch sprechen-
den Familien im vergangenen Jahr.

(2) Das Land stellt den Kreisen und kreisfreien 
Städten im Zeitraum Januar bis Juli 2020 zur För-
derung von Regional- und Minderheitensprachen in 
Kindertageseinrichtungen 292.000 Euro zur Verfü-
gung. Über die Bewilligung der Zuweisungen ent-
scheidet das für Soziales zuständige Ministerium.“ 

7.	§ 28 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden die Worte „und Hort-
mittagessen“ gestrichen. 

b)	 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 werden gestri-
chen.

Artikel 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Artikel 2, Artikel 5 Nummer 1 und Artikel 6 die-
ses Gesetzes treten am 1. Januar 2020 in Kraft. Im 
Übrigen tritt das Gesetz am 1. August 2020 in Kraft. 

(2) Das Gesetz zur Förderung von Kindern in Tages-
einrichtungen und Tagespflegestellen (Kindertages-
stättengesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 1991 
(GVOBl. Schl.-H. S. 651)6), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 dieses Gesetzes, die Landesverordnung 
über Mindestanforderungen für den Betrieb von Kin-
dertageseinrichtungen und für die Leistungen der 
Kindertagespflege (Kindertagesstätten- und –tages- 
pflegeverordnung – KiTaVO) vom 13. November 
1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 500)7), zuletzt geändert 
durch Rechtsverordnung vom 11. April 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 444), die Landesverordnung über die Er-
richtung einer landesweiten Kita-Datenbank (Kitada-
tenbankverordnung - KiTaDBVO) vom 17. Juni 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 412)8) und die Landesverordnung 
über das Verfahren der Erstattung von Kinderbe-
treuungskosten (Kita-Kostenerstattungsverordnung 
- KiTa-KostErstattVO)9) vom 30. September 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 826), zuletzt geändert durch 
Rechtsverordnung vom 14. November 2017 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 508), treten mit Ablauf des 31. Juli 2020 
außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
Kiel, 12. Dezember 2019
	 D a n i e l  G ü n t e r	 D r.  H e i n e r  G a r g
	 Ministerpräsident	 Minister
		  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
		  Familie und Senioren

6)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 850-1
7)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 850-1-1
8)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 850-1-3
9)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 850-1-4
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1816/2019
Gesetz 

zum Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit der mit der Begleitung  
aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Bediensteten in den Ländern

Vom 13. Dezember 2019
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 26-1

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

(1) Dem von Schleswig-Holstein am 8. Oktober 2019 
unterzeichneten Staatsvertrag über die erweiterte 
Zuständigkeit der mit der Begleitung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen betrauten Bediensteten in den 
Ländern wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent-
licht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

(2) Der Gesetzesbeschluss des Landtages vom 
27. September 2019 zum Staatsvertrag über die 
erweiterte Zuständigkeit der mit der Begleitung auf-
enthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Bediens-
teten in den Ländern (Drucksache 19/1610, 19/1652 
(neu), 16/1691 und 19/1725) wird aufgehoben und 
ist nicht zu verkünden.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden

Kiel, 13. Dezember 2019

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 H a n s – J o a c h i m  G r o t e
	 Ministerpräsident	 Minister
		  für Inneres, ländliche Räume und Integration

Anlage
Staatsvertrag 

über die erweiterte Zuständigkeit der mit der  
Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 

 betrauten Bediensteten in den Ländern
Zwischen
dem Land Hessen, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Minister des Innern und für Sport,
dem Land Niedersachsen, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten 
durch den Minister für Inneres und Sport, 
dem Land Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 
dem Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch die Ministerpräsidentin, 
diese vertreten durch die Ministerin für Familie, Frauen, 
Jugend, Integration und Verbraucherschutz, 
dem Land Sachsen-Anhalt, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Minister für Inneres und Sport, 
dem Land Schleswig-Holstein, 
vertreten durch den Ministerpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Minister für Inneres, ländliche 
Räume und Integration,
– im Folgenden Vertragspartner genannt –
wird vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig 
berufenen Organe, soweit diese durch ihre Verfassung vor-
geschrieben ist, nachfolgender Staatsvertrag geschlossen: 
Präambel 
Es entspricht dem Willen der Vertragspartner, den Bediens-
teten der für die Aufenthaltsbeendigung zuständigen Be-
hörden der Vertragspartner die notwendigen Befugnisse 
einzuräumen, um aufenthaltsbeendende Maßnahmen nach 
dem Aufenthaltsgesetz beziehungsweise nach der Ver-

ordnung (EU) Nummer 604/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 in der jeweils 
geltenden Fassung über die Landesgrenzen des eigenen 
Landes hinaus effektiv durchführen zu können. 

Artikel 1 
Anwendungsbereich

Die nachfolgenden Regelungen gelten für Amtshandlungen 
im Rahmen aufenthaltsbeendender Maßnahmen, die von 
Bediensteten der Vertragspartner, die keine Polizeivollzugs-
beamtinnen oder Polizeivollzugsbeamte sind, auf dem Ho-
heitsgebiet anderer Vertragspartner durchgeführt werden. 

Artikel 2 
Wahrnehmung von Amtshandlungen von den 

mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
betrauten Bediensteten in den Ländern

(1) Die mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Aufent-
haltsbeendigung betrauten Bediensteten der für die Durch-
führung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen zuständi-
gen Behörden jedes Vertragspartners dürfen nach Maßgabe 
der nachfolgenden Bestimmungen die bei der Vorbereitung 
und Ausführung der aufenthaltsbeendenden Maßnahmen 
erforderlich werdenden Amtshandlungen auch auf dem 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartner vornehmen. 
(2) Sollte die Aufenthaltsbeendigung nicht vollzogen wer-
den können, so sind die in Absatz 1 genannten Bediens-
teten auch befugt, die Rückbegleitung der betroffenen 
Personen durchzuführen. 
(3) Die Rechte und Pflichten in dienstrechtlicher Hinsicht 
ergeben sich für die in Absatz 1 genannten Bediensteten 
nach den Bestimmungen ihres eigenen Landes. 
(4) Die in Absatz 1 genannten Bediensteten üben ihre Be-
fugnisse nach Satz 2 im Rahmen des geltenden Rechts des 
Landes aus, in dem die Amtshandlung vollzogen werden 
soll. Es handelt sich dabei um die allgemeinen Befugnisse 
der Verwaltungsbehörden. Soweit nach dem Recht des Lan-
des, in dem die Amtshandlung vollzogen wird, den Verwal-
tungsvollzugsbeamten auch die Befugnisse der Polizei zur 



Nr. 18	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2019; Ausgabe 23. Dezember 2019	 781

Abwehr von Gefahren (Generalklauseln), die Befugnisse zur 
Durchsuchung von Personen und Sachen, zur Sicherstellung 
und zur Anwendung von unmittelbarem Zwang eingeräumt/
übertragen werden, gelten auch diese. Die in Absatz 1 ge-
nannten Bediensteten müssen jederzeit identifizierbar sein. 
Die jeweilige Amtshandlung ist dabei dem Rechtsträger der 
für die Aufenthaltsbeendigung zuständigen Behörde zuzu-
rechnen, in deren Auftrag gehandelt wird. 
(5) Das Führen einer Waffe ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht für die in Absatz 1 genannten Bediensteten, denen 
nach den Bestimmungen ihres eigenen Landes die An-
wendung unmittelbaren Zwangs durch Waffen gestattet 
ist. Eine Waffe darf auf dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartner nur zur Abwehr eines gegenwärtigen 
rechtswidrigen Angriffs auf Leib oder Leben einer Person 
gebraucht werden, wenn der Gebrauch das einzige Mittel 
zur Abwehr des Angriffs darstellt. 
(6) Eine Unterrichtung der zuständigen Behörden des anderen 
Landes über Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 erfolgt nicht. 
Auf dem Gebiet der Länder Baden-Württemberg, Branden-
burg, Berlin und Saarland erfolgt abweichend von Satz 1 
eine Unterrichtung über Maßnahmen nach Absatz 1 und 2. 

Artikel 3 
Haftung

Das jeweilige Land haftet gegenüber den anderen Vertrags-
partnern für durch seine in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Bediensteten verursachten Schäden nur, soweit sie diese 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachen. Im Übrigen 
ist die Haftung ausgeschlossen. Die Haftung gegenüber 
Dritten bleibt unberührt. 

Artikel 4 
Kosten

Die Kosten für Amtshandlungen in einem anderen Land 
trägt jedes Land selbst. 

Artikel 5 
Geltungsdauer

Der Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Artikel 6 

Kündigung
(1) Der Staatsvertrag kann von jedem Vertragspartner 
gekündigt werden. Eine Kündigung ist erstmals zum  
31. Dezember des übernächsten, auf den Vertragsschluss 
folgenden Jahres zulässig. Danach kann der Vertrag mit 
einer Frist von einem Jahr zum 31. Dezember des folgen-
den Jahres gekündigt werden. 
(2) Die Kündigung ist allen anderen Vertragspartnern ge-
genüber schriftlich zu erklären. Die Kündigung durch ein 
Land lässt die Gültigkeit des Vertrages zwischen den an-
deren Ländern unberührt. 

Artikel 7 
Inkrafttreten, Ratifikation, Beitritt

(1) Der Staatsvertrag tritt am 1. September 2019 in Kraft. 
(2) Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation durch die Län-
derparlamente. Die Ratifikationsurkunden werden bei dem 

Minister für Inneres und Sport des Landes Niedersachsen 
hinterlegt. Dieser teilt den Ländern den Zeitpunkt der Hin-
terlegung der Ratifikationsurkunden mit. Sind ihm bis zum 
31. August 2019 nicht alle von den beteiligten Ländern 
ausgefertigten Ratifikationsurkunden zugegangen, so tritt 
dieser Staatsvertrag zwischen den beteiligten Ländern in 
Kraft, deren Urkunden bereits zugegangen sind. 
(3) Für jedes beteiligte Land, dessen Ratifikationsurkunde zu 
dem nach Absatz 2 maßgebenden Zeitpunkt dem Minister 
für Inneres und Sport des Landes Niedersachsen nicht zuge-
gangen ist, wird der Beitritt zu diesem Staatsvertrag in dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem seine Urkunde zugegangen ist. 
(4) Ein Land, das den Staatsvertrag nicht unterzeichnet 
hat, kann dem Staatsvertrag durch Unterzeichnung später 
beitreten. Dazu erklärt es gegenüber den Senats- bezie-
hungsweise Staatskanzleien der Vertragspartner durch 
eine von der Regierungschefin oder dem Regierungschef 
beziehungsweise von einer beauftragten Ministerin oder 
einem beauftragten Minister beziehungsweise Senatorin 
oder Senator unterzeichneten Erklärung, dass das Land 
dem Staatsvertrag in der dann geltenden Fassung bei-
treten wolle. Der Beitritt ist vollzogen, sobald die Rati-
fikationsurkunde des beitretenden Landes dem Minister 
für Inneres und Sport des Landes Niedersachsen zuge-
gangen ist.
Für das Land Hessen
der Minister des Innern und für Sport 
Wiesbaden, 21. Oktober 2019

gez. P e t e r  B e u t h

Für das Land Niedersachsen 
der Minister für Inneres und Sport 
Hannover, 29. August 2019

gez. B o r i s  P i s t o r i u s

Für das Land Nordrhein-Westfalen 
der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
Düsseldorf, 18. September 2019

gez. J o a c h i m  S t a m p

Für das Land Rheinland-Pfalz, 
die Ministerin für Familie, Frauen, Jugend, Integration und 
Verbraucherschutz
Mainz, 18. Oktober 2019

gez. A n n e  S p i e g e l

Für das Land Sachsen-Anhalt 
der Minister für Inneres und für Sport 
Magdeburg, 1. Oktober 2019

gez. H o l g e r  S t a h l k n e c h t

Für das Land Schleswig-Holstein 
der Minister für Inneres, ländliche Räume und Integration
Kiel, 8. Oktober 2019

gez. H a n s – J o a c h i m  G r o t e
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.

Landesverordnung 
über die Pflicht zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs

Vom 13. Dezember 2019
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 315-20-12

Aufgrund des 

Artikel 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung 
des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten 
vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786), geändert 
durch Artikel 31 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2208), in Verbindung mit § 1 Absatz 1 
Nummer 40 der Justizermächtigungsübertragungs-
verordnung vom 4. Dezember 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 720), zuletzt geändert durch Verordnung vom  
15. November 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 546),

verordnet das Ministerium für Justiz, Europa, Ver-
braucherschutz und Gleichstellung:

§ 1 
Inkrafttreten der Nutzungspflicht gemäß  

§ 46g Arbeitsgerichtsgesetz

Artikel 3 Nummer 5 des Gesetzes zur Förderung 
des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten 
vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786), geändert 
durch Artikel 31 des Gesetzes vom 5. Juli 2017 
(BGBl. I 2208), tritt für den Bereich des Landes 
Schleswig-Holstein am 1. Januar 2020 in Kraft. 

§ 2  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2021 
außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 13. Dezember 2019

Dr.  Sab i ne  Sü t t e r l i n -Waack 
Ministerin  

für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleichstellung


